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Politmonitoring als Grundlage und Dialog
instrument 
Im Rahmen unseres Wirkungsmanagements betrei-
ben wir seit mehreren Jahren ein Monitoring zu ge-
setzlichen Grundlagen und Politikentwicklung in der 
Gesundheitsförderung und Prävention auf Ebene 
Bund, Kantone und Städte. 
Das vorliegende Arbeitspapier umfasst die parla-
mentarischen Vorstösse mit gesundheitsförderungs- 
und präventionsspezifischen Inhalten im Jahr 2014. 
Die systematische Aufbereitung der politischen  
Arbeit dient als Grundlage für den Dialog mit Unter-
stützerinnen und Unterstützern sowie Kritikerinnen 
und Kritikern unserer Arbeit.
Wenn es uns gelingt, den gesellschaftlichen und 
volkswirtschaftlichen Mehrwert unserer Arbeit noch 
deutlicher aufzuzeigen und Vorurteile abzubauen, 
kann das Vertrauen der Politik in das viele Lebens-
bereiche umfassende Gebiet der Gesundheitsförde-
rung und Prävention weiter gestärkt werden.

Dr. Thomas Mattig
Direktor Gesundheitsförderung Schweiz

Rudolf Zurkinden
Leiter Öffentlichkeitsarbeit,  
Mitglied der Geschäftsleitung

Editorial

Gesundheitsförderung und Prävention stärken
Der Bereich «Gesundheitsförderung und Prävention 
stärken» ist ein Schwerpunktthema der langfris-
tigen Strategie 2007–2018 von Gesundheitsförderung 
Schweiz. Gesundheitsförderung und Prävention sol-
len besser etabliert, institutionell verankert und ver-
netzt werden. Artikel 19 des Bundesgesetzes über 
die Krankenversicherung (KVG) definiert unseren 
Auftrag und schreibt zudem vor, dass wir Massnah-
men zur Gesundheitsförderung anregen, koordinie-
ren und überprüfen.

Verbesserte Koordination auch ohne  
Präventionsgesetz
Nach dem gescheiterten Präventionsgesetz gilt es, 
die verbesserte Koordination auch ohne Gesetz wahr-
zunehmen. Zu diesem Zweck ist unter dem Dach des 
Nationalen Dialogs Gesundheitspolitik ein Leitungs-
gremium ins Leben gerufen worden, in dem nebst 
dem Bundesamt für Gesundheit (BAG), der Konferenz 
der Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
neu auch Gesundheitsförderung Schweiz Einsitz 
nimmt.
In einem ersten Schritt ist das Thema Psychische 
Gesundheit angegangen worden, zu welchem die Er-
arbeitung eines Berichts im Jahr 2015 abgeschlos-
sen sein wird. Als nächster Schritt wird die Strategie 
zu nichtübertragbaren Krankheiten erarbeitet.
Dass die Gesamtschau «Gesundheit2020» des Bun-
desrates unsere Schwerpunktthemen bestätigt, ist 
eine wichtige Grundlage für die abgestimmte Weiter-
entwicklung der Gesundheitsförderung und Präven-
tionsarbeit in der Schweiz. 
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Management Summary

Auf nationaler Ebene fällt letztes Jahr ein verstärk-
tes Engagement in der Alterspolitik auf, insbeson-
dere für die Kernthemen Gesundheit und Prävention. 
Aufgrund der Prognose, dass in 15 Jahren jeder  
vierte Mensch in der Schweiz über 65 Jahre alt sein 
wird, drängt sich eine Aktualisierung der seit 2007 
bestehenden «Strategie für eine schweizerische  
Alterspolitik» auf.1 Im «Bericht zur Hochaltrigkeit» 
soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass 
immer mehr 100-Jährige in der Schweiz leben.2 Zu-
sätzlich zur aktualisierten Alterspolitikstrategie soll 
eine neu zu gründende «Eidgenössische Kommis-
sion für Alters- und Generationenfragen» Fragen zum 
Wohnen, zur sozialen Integration, Pflege und Gene-
rationenbeziehungen diskutieren.3 Im Vorstoss ver-
langt der SP-Nationalrat und Berner Stadtpräsident 
Alexander Tschäppät in der Herbstsession insbeson-
dere einen Einbezug der Städte. Auch in den Kanto-
nen ist die Förderung einer unabhängigen Lebens-
führung im Alter, namentlich im Bereich Wohnen, 
verstärkt worden.
Im Bereich Ernährung und Bewegung stand weiter-
hin die Totalrevision des Lebensmittelgesetzes im 
Fokus. Das seit 2011 in den Räten diskutierte Gesetz 
konnte 2014 jedoch abgeschlossen werden. Auf Prä-
ventionsseite bleibt als Fazit, dass Werbeeinschrän-
kungen nicht mehrheitsfähig sind. Im Jahr 2014 neu 

eingereicht wurde vom Thurgauer CVP-Nationalrat 
Christian Lohr die Motion «Schweizer Schulobstpro-
gramm».4 Eine ähnliche Stossrichtung verfolgt auch 
die Konsumentenschützerin Prisca Birrer-Heimo 
(SP/LU) mit der Frage nach einem Anreizsystem für 
die Förderung des Früchte- und Gemüsekonsums.5 
Auf Kantonsebene war die Sportförderung Trumpf, 
die in Genf, Glarus, Luzern und im Tessin verankert 
wurde. Neue Themen sind nicht aufgetaucht. Hin-
gegen fassen die bekannten Präventionskonzepte für 
Bewegung, Ernährung und gegen Übergewicht nun 
flächendeckend Fuss.
Im Bereich Psychische Gesundheit wird der Bund  
gegen seinen Willen aufgefordert, Früherkennung, 
Aufklärung und Prävention im Teilbereich Suizid zu 
regeln. Auch auf kantonaler Ebene ist die Suizid-
prävention dominierend und zielt auf bestimmte 
Gruppen wie Ältere und Heimbewohner und -bewoh-
nerinnen, Jugendliche oder Homosexuelle. An zwei-
ter Stelle steht der Arbeitsplatzerhalt von psychisch 
Erkrankten, wobei die betroffenen Kantone der An-
sicht sind, dass ihre verwaltungsinternen Massnah-
men genügen. Auf Bundesebene fordert der Schwy-
zer SVP-Ständerat Alex Kuprecht eine Meldepflicht 
bei Arbeitsunfähigkeit unter dem Titel «Unnötige 
IV-Renten vermeiden».6

1  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3242 – Postulat, Strategie  
für eine schweizerische Alterspolitik aktualisieren. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20143242. Zugriff: 28.04.2015.

2  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3552 – Postulat, Bericht zur 
Hochaltrigkeit. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143552. Zugriff: 28.04.2015.

3  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3785 – Motion, Eidgenössische 
Kommission für Alters- und Generationenfragen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20143785. Zugriff: 28.04.2015

4  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.4197 – Motion, Ein Schul-
obstprogramm für die Schweiz. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144197.  
Zugriff: 28.04.2015.

5  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3973 – Postulat, Anreiz-
systeme für die Förderung des Früchte- und Gemüsekonsums. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte. 
aspx?gesch_id=20143973. Zugriff: 28.04.2015.

6  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4060 – Motion, Unnötige 
IV-Renten vermeiden. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134060. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143242
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143242
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143552
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143785
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143785
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144197
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143973
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143973
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134060
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geht, so könnte der Kautabak Snus bald am Kiosk 
erhältlich sein. Wenn die Kommission für soziale  
Sicherheit und Gesundheit des Ständerates 2015 der 
parlamentarischen Initiative von Lukas Reimann 
(SVP/SG) «Gesetzliche Rahmenbedingungen für den 
Vertrieb von Snus schaffen» zustimmt, könnte Snus 
im Rahmen des neuen Tabakproduktegesetzes lega-
lisiert werden.9

Auf Bundesebene versucht die Kommission für so-
ziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates 
(SGK-N) nach dem Scheitern der 6. IV-Revision im 
Jahr 2013 mittels einer 2014 eingereichten Motion 
zumindest Massnahmen für die Früherfassung von 
Krankheitsfällen zu ergreifen, was besonders für die 
psychisch Erkrankten unter den IV-Antragstellenden 
nötig wäre. Diese Bemühungen finden ins besondere 
nach der Annahme der Volksinitiative «Gegen Mas-
seneinwanderung» mehr Aufmerksamkeit.
Die Erhaltung und Förderung der Arbeitsfähigkeit 
der werktätigen Bevölkerung steht daher auch im 
Fokus von Massnahmen zur Linderung des Fach-
kräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage, 
wie es zwei gleichlautende Motionen fordern, die  
direkt an den Bundesrat überwiesen wurden.7

Die seitens der SGK-N geforderte gemeinsame Ent-
wicklung von «Massnahmen zur Früherfassung von 
Krankheitsfällen» war der wichtigste Vorstoss im 
Bereich Arbeit und Gesundheit auf Bundesebene.8 
Das Bundesparlament stimmte weder einem regel-
mässigen Stressbericht noch einem familientaugli-
cheren Sessionsrhythmus zu. Auf kantonaler Ebene 
beschränkte sich die Gesundheitspolitik im Arbeits-
bereich auf die Stadt- und Kantonsverwaltungen, 
etwa bei der Förderung von Homeoffice (Zürich,  
Zug, Bern, Jura, Genf), aber auch die Regelung der 
Schichtarbeit bei über 50-Jährigen. Bemerkenswert 
ist ein Vorstoss in Basel-Stadt, der eine Lebens- 
Schichtarbeitszeit am Beispiel der Polizei anregt.
Von Bedeutung für die Alkoholprävention ist die  
Totalrevision des Alkoholgesetzes, das voraussicht-
lich 2015 verabschiedet wird. Wie auch im Fall des 
Lebensmittelgesetzes zeigt sich, dass es einen im-
mer längeren Atem braucht – bei beiden Gesetzen 
waren es jeweils drei Jahre –, um ein Geschäft über-
haupt abzuschliessen. Was die Tabakprävention an-

7  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3009 – Motion, Massnahmen 
zur Linderung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/ge-
schaefte.aspx?gesch_id=20143009. Zugriff: 28.04.2015.

8  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3661 – Motion, Massnahmen 
zur Früherfassung von Krankheitsfällen gemeinsam entwickeln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20143661. Zugriff: 28.04.2015.

9  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.438 – Parlamentarische Initia-
tive, Gesetzliche Rahmenbedingungen für den Vertrieb von Snus schaffen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/ge-
schaefte.aspx?gesch_id=20130438. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143009
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143009
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
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Vorbemerkungen

Den vorliegenden Jahresbericht hat furrerhugi im 
Rahmen des Mandats für Gesundheitsförderung 
Schweiz erstellt. Das politische Monitoring von fur-
rerhugi stützt sich auf das webbasierte Politüberwa-
chungsinstrument politoscope.ch. Im politoscope.ch 
werden laufend alle politischen Vorstösse auf natio-
naler und kantonaler Ebene sowie der 80 grössten 
Parlamentsgemeinden der Schweiz erfasst. polito-
scope.ch ist zweisprachig geführt, die Vorstösse sind 
in der Sprache des jeweiligen Autors erfasst.
Zu kundenspezifischen Vorstössen werden alle we-
sentlichen Informationen wie Einreichdatum, feder-
führende Person inklusive Parteizugehörigkeit, Mit-
unterzeichnende, Verlinkung zum Vorstosstext und 
der aktuelle Status dargelegt. Eine strukturierte  
Ablage und zahlreiche Such- und Sortierfunktionen 
erlauben es, Themenfelder individuell zu definieren 
und gewünschte Vorstösse schnell herauszufiltern. 
Das politische Monitoring für Gesundheitsförderung 
Schweiz umfasst die Bundes- und Kantonsebene. 
Zudem werden die zehn grössten Städte (Basel, Biel, 
Bern, Genf, Lausanne, Lugano, Luzern, St. Gallen, 
Winterthur und Zürich) erfasst. Mit einem individuel-
len Login haben Gesundheitsförderung Schweiz und 
ihre Partner jederzeit Zugang zur aktuellen Daten-
bank.
Das Monitoring und somit der Jahresbericht basiert 
auf den parlamentarischen Vorstössen.10 Aus res-
sourcentechnischen Gründen wird im Bereich des 
Politmonitorings eine Selektion der verfügbaren  
Daten (Print- und Onlinemedien, Vernehmlassungen, 
Medienmitteilungen, Parteiprogramme, Veranstal-
tungen, Blogs, Studien usw.) vorgenommen. Die 
Wahl der parlamentarischen Vorstösse begründet 
sich in erster Linie durch ihre Relevanz im politi-
schen System, die erwünschte Berücksichtigung der 
föderalen Stufen und durch die gewonnene Vorlaufs-
zeit für allfällige Massnahmen: Nationale politische 

Entwicklungen beginnen in der Schweiz häufig in den 
Kantonen, ein politischer Vorstoss steht am Anfang 
einer allfälligen Gesetzesanpassung. Die weiteren 
politischen Aktivitäten werden im vorliegenden Be-
richt nicht aufgenommen. Das Dokument und dessen 
Schlussfolgerungen sind innerhalb dieses Rahmens 
zu sehen.

10  Die verschiedenen Vorstossarten und ihre Implikationen sind im Anhang auf Seite 31 aufgeführt. Die Auflistung beschränkt 
sich auf die Ebene Bund.

http://www.politoscope.ch
http://www.politoscope.ch
http://www.politoscope.ch
http://www.politoscope.ch
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1 Nationale Entwicklungen 2014

Die 6. IV-Revision (zweites Massnahmenpaket) be-
schäftigte auch 2014 das Parlament.11 Anlass war 
die bereits 2013 eingereichte Motion des Ständerats 
Urs Schwaller (CVP/FR) «Eine nachhaltige Sanie-
rung der Invalidenversicherung ist dringend not-
wendig».12 Sie verlangt neben der Entschuldung der 
IV beim AHV-Fonds und einer besseren Betrugsbe-
kämpfung zusätzlich Massnahmen zur verstärkten 
Eingliederung und zum Verbleib im Arbeitsmarkt 
sowie insbesondere auch eine Ausrichtung auf Men-
schen mit psychischen Behinderungen. Die Kom-
mission für soziale Sicherheit und Gesundheit des 
Nationalrates (SGK-N) nahm den Vorstoss zum An-
lass, den an die Kommission zurückgewiesenen  
3. Teil der 6. IV-Re vision (Kinderrenten, Reisekos-
ten) wieder aufzunehmen. Die Sanierungs- und 
Sparvorlage war im Sommer 2013 nach über zwei-
jähriger Beratung wegen unüberbrückbarer Diffe-
renzen bei der Änderung des Rentensystems ge-
scheitert. Das heutige System mit Viertelsrenten, 
halben Renten, Dreiviertelsrenten und Vollrenten 
sollte durch ein weitgehend stufenloses System  
abgelöst werden. Damit wollte der Bundesrat er-
reichen, dass sich Arbeit für IV-Bezügerinnen und 
-Bezüger in jedem Fall lohnt. Ziel der Revision war 
es zudem, die IV zu entschulden.
Die Wiederaufnahme des 3. Teils der 6. IV-Revision 
(Kinderzulagen, Rentensystem, Reisekosten) in der 
nationalrätlichen SGK war nur aufgrund eines Stich-
entscheids des Präsidenten angenommen worden. 
Der Nationalrat hatte der Motion einen zusätzlichen 
Punkt 4 angefügt: «Die wesentlichen Elemente des 
zweiten Massnahmenpakets der 6. IV-Revision (Kinder-
zulagen, Rentensystem, Reisekosten) sind dem Parla-

ment bis Ende Juni 2015 in einer neuen Botschaft zu 
unterbreiten.» Mit dem zweiten Massnahmenpaket 
der 6. IV-Revision sollte die Früherfassung erweitert 
werden, um den Kontakt zur versicherten Person so 
schnell wie möglich herzustellen. Konkret sollen 
Betroffene neu auch schon dann aufgenommen wer-
den können, wenn sie noch arbeitsfähig sind. Diese 
Forderung wird im erwähnten vierten Punkt auf-
genommen. Er beinhaltet ausgebaute Massnahmen 
zur verstärkten Eingliederung und zum Verbleib im 
Arbeitsmarkt. Diese Massnahmen sollen insbeson-
dere auch auf Menschen mit psychischen Behinde-
rungen ausgerichtet werden. In der Folge hat die 
SGK des Ständerats diesen Punkt – in Übereinstim-
mung mit dem Bundesrat – wieder aus dem Motions-
text gestrichen. Dem Parlament wird daher nicht wie 
ursprünglich vom Nationalrat verlangt bis Ende Juni 
2015 eine neue Botschaft unterbreitet. Der Vorstoss 
von Urs Schwaller wurde in der anfänglichen Version 
an den Bundesrat überwiesen.
Im Umfeld der gescheiterten 6. IV-Revision hat die 
SGK-N den Bundesrat beauftragt, «Massnahmen  
zur Früherfassung von Krankheitsfällen zu entwi-
ckeln».13 Ziel ist die rasche Rückkehr in den Arbeits-
prozess dank eines gezielten «Zurück-an-die- 
Arbeit»-Managements. Arbeitgebende, medizinische 
Leistungserbringer, die Arbeitsunfähigkeitszeugnis-
se aus stellen (Ärztenetzwerke, Ärzteorganisationen), 
und IV-Stellen (Kompetenzzentren für Casemanage-
ment, arbeitsmedizinische Abklärungen, Beratung) 
sollen sich frühzeitig vernetzen können. Der Bun-
desrat hatte sich für die Annahme der Motion ausge-
sprochen. In seiner Antwort führt der Bundesrat 
aus, dass aktuell eine Gesamtstrategie zur Weiter-

11  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 11.030 – Geschäft des Bundes-
rates, 6. IV-Revision. Zweites Massnahmenpaket. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20110030. Zugriff: 28.04.2015.

12  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3990 – Motion, Eine nachhalti-
ge Sanierung der Invalidenversicherung ist dringend notwendig. http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20133990. Zugriff: 28.04.2015.

13  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3661 – Motion, Massnahmen 
zur Früherfassung von Krankheitsfällen gemeinsam entwickeln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20143661. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20110030
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20110030
http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133990
http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133990
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
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mer-Schlumpf ein Kernpunkt der Vorlage: Ziel der 
Totalrevision des Alkoholgesetzes ist die Prävention 
gegen Alkoholmissbrauch. Der Bundesrat strebt den 
Ausbau des Jugendschutzes mit Verkaufsverboten, 
preislichen Massnahmen, Werbeeinschränkungen 
und Testkäufen an.
Keine Chance hatte jedoch die bereits 2012 ein-
gereichte Motion von Karl Vogler (CVP/OW), die ein 
«Nächtliches Alkoholverbot im öffentlichen Verkehr» 
verlangt.15 Konkret hätte über eine Änderung des  
Personenbeförderungsgesetzes der Alkoholkonsum 
zwischen 21.00 Uhr und 08.00 Uhr in Fahrzeugen des 
öffentlichen Verkehrs – mit Ausnahme von Speise-
wagen – sowie auf Bahnhofanlagen und bei Bus-
haltestellen verboten werden sollen.
Interessanterweise erhielt auch ein gegenteilig ge-
richtetes Ansinnen, nämlich die Freigabe des Alko-
holverkaufs auf Autobahnraststätten, eine Abfuhr im 
Parlament.16 Die Berner SVP-Nationalrätin Nadja  
Pieren argumentierte für eine Änderung der Natio-
nalstrassenverordnung mit der Gewerbe- und Wett-
bewerbsfreiheit. Aus Gründen der Verkehrssicher-
heit hat der Bundesrat bisher sämtliche Vorstösse, 
welche eine Entschärfung des Verbots forderten, 
negativ beantwortet – so zuletzt im Jahr 2003 die 
Motion von Pierre Triponez. Hauptargument ist, dass 
Autobahnraststätten ausschliesslich auf einer Auto-
bahn – und somit nur mit Motorfahrzeugen – erreicht 
und verlassen werden können.
Aufgrund der Differenz betreffend Nachtverkaufs-
verbot geht die Totalrevision zurück in den National-
rat. Die WAK-N wehrt sich mit 16 zu 7 Stimmen  
weiterhin gegen die Einführung eines Nachtver-
kaufsverbots von alkoholischen Getränken – und hält 
damit an der Differenz zum Ständerat fest. Nachdem 
der Ständerat die Ausbeutebesteuerung im Herbst 
abgelehnt hatte, beauftragte die WAK-N Anfang 2015 
die Verwaltung erneut, Alternativen zur Ausbeute-

entwicklung der IV erarbeitet wird. Der Optimierung 
der Eingliederung kommt in dieser Strategie eine 
zentrale Rolle zu. Der Nationalrat hat der Motion mit 
deutlichem Mehr zugestimmt.
Die Totalrevision des Alkoholgesetzes (Spirituosen-
steuergesetz und Alkoholhandelsgesetz) konnte  
2014 noch nicht ganz ins Ziel gebracht werden.14 In 
der Herbstsession hatte die Schlussberatung im 
Ständerat aus formellen Gründen nicht durchge- 
führt werden können. Die Kommission für Wirt- 
schaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-N) hatte 
ihre Zustimmung verweigert, auf Fragen zurück-
zukommen, die nicht in der Differenzbereinigung 
stehen. Anlass war der hart umkämpfte Steuersys-
temwechsel im Spirituosengesetz. Die sogenannte 
Ausbeutesteuer hätte zu steuerlichen Minderein-
nahmen und über zehn Millionen Franken weniger 
Mittel für die Alkoholprävention geführt. Zudem  
wurde im Laufe der Beratungen klar, dass das  
Steuermodell verfassungswidrig ist und gegen in-
ternationale Handels regeln verstösst. Ein Vorschlag 
der ständerätlichen WAK hätte die einheimische  
Spirituosenbranche ähnlich stark entlastet wie die  
ursprünglich vor geschlagene Ausbeutebesteuerung. 
Neben Finanz ministerin Eveline Widmer-Schlumpf 
bekämpften vor allem SP, BDP und die Grünliberalen 
die steuerliche Begünstigung einheimischer Produ-
zenten. Mit Erfolg: Im Herbst hat die WAK-S die Aus-
beutebesteuerung schliesslich ersatzlos gestrichen. 
Beim Mindestpreis für alkoholische Getränke ist der 
Ständerat auf die Linie des Nationalrats einge-
schwenkt und hat den Mindestpreis mit 27 gegen  
17 Stimmen aus der Vorlage gestrichen. Standhaft 
blieb der Ständerat hingegen beim Nachtverkaufs-
verbot: mit 24 zu 20 Stimmen hat die Kleine Kammer 
bekräftigt, dass künftig zwischen 22 und 6 Uhr kein 
Alkohol in Läden verkauft werden darf. Das Nacht-
verkaufsverbot ist für Finanzministerin Eveline Wid-

14  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.020 – Geschäft des Bundes-
rates, Alkoholgesetz. Totalrevision. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20120020.  
Zugriff: 28.04.2015.

15  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.3756 – Motion, Nächtliches 
Alkoholverbot im öffentlichen Verkehr. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123756. 
Zugriff: 28.04.2015.

16  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.4158 – Motion, Alkoholaus-
schank auf Autobahn-Nebenanlagen und -Rastplätzen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20124158. Zugriff: 28.04.2015.
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gen, an Kinder gerichtete Werbung für Lebensmittel 
einzuschränken, wenn diese viel gesundheitlich pro-
blematische Nährstoffe, wie gesättigte Fettsäuren, 
Zucker oder Salz, enthalten. Diese Jugendschutz-
massnahme lehnte die bürgerliche Mehrheit im 
Ständerat mit einer Stimme Vorsprung ab und ver-
wies auf die funktionierende Selbstregulierung der 
Branche. Der sogenannte Swiss Pledge bleibt somit 
als freiwillige und sanktionsfreie Selbstverpflich-
tung von Unternehmen der Nahrungsmittelindustrie 
die einzige Einschränkung des Werbemarktes.18 Das 
Datum des Inkrafttretens des revidierten Gesetzes 
muss der Bundesrat noch bestimmen.
Nach Annahme der Volksinitiative «Gegen Massen-
einwanderung» sehen die beiden Kommissionen für 
Wissenschaft, Bildung und Kultur von National- und 
Ständerat die Rekrutierungsmöglichkeiten von ge-
nügend geeigneten Fachkräften erschwert. Sie ha-
ben daher den Bundesrat in der Sommersession auf-
gefordert, in Absprache mit den Kantonen und den 
Organisationen der Arbeitswelt (OdA), die Strategie 
zur Behebung des Fachkräftemangels zu überarbei-
ten und dem Parlament entsprechende Vorschläge 
zu unterbreiten. Die Kommissionen wollen wissen, 
wie bereits getroffene Massnahmen anzupassen 
oder zu intensivieren sind, damit Arbeits plätze bes-
ser besetzt werden können. Namentlich geht es um 
die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die 
Integration älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, Nachholbildung, Umschulung, Wiederein-
stieg oder freiwillige längere Erwerbs dauer. Da die 
beiden Motionen gleich lauten (Mass nahmen zur Lin-
derung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen 
Ausgangslage)19 und von den jeweiligen Räten ange-
nommen wurden, gehen die Vorstösse direkt an den 
Bundesrat.

besteuerung zu erarbeiten. Die Beratung der Vor-
lage wird deshalb erst im zweiten Quartal 2015 fort-
gesetzt.
Die Totalrevision des Lebensmittelgesetzes (Bun-
desgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegen-
stände)17 konnte in der Sommersession 2014 beendet 
werden. Die Beratungen standen zuletzt unter dem 
Einfluss des Skandals um undeklariertes Pferde-
fleisch in Fertiglasagnen. Der Nationalrat hatte zu-
erst im Gegensatz zum Bundes- wie auch dem Stän-
derat auf strengere Deklarationsregeln gepocht. 
Linke Bundesparlamentarierinnen und -parlamen-
tarier forderten mehr Transparenz für die Konsu-
mentinnen und Konsumenten. Die bürgerlichen 
Ratsmitglieder warnten jedoch erfolgreich vor Han-
delsbeschränkungen und einer Verteuerung der 
Produkte. Ausserdem würden kriminelle Machen-
schaften durch neue Regeln nicht verhindert.
Schliesslich schwenkte der Nationalrat ein. Lebens-
mittelhersteller müssen die Herkunft von Rohstof-
fen künftig nur dann auf der Etikette angeben, wenn 
diese mehr als 50 Prozent des Lebensmittels aus-
machen und eine Täuschung vorliegen könnte – zum 
Beispiel bei Bündnerfleisch mit Fleisch aus Argenti-
nien. Heute müssen bei vorverpackten Lebensmit-
teln das Produktionsland und die Zutaten deklariert 
werden.
Bei der Revision geht es in erster Linie um eine  
Anpassung der Schweizer Gesetzgebung an beste-
hende EU-Bestimmungen. Die Teilnahme an den  
Lebensmittel- und Produktesicherheitssystemen ver- 
einfacht laut dem Bundesrat den Warenverkehr und 
führt zu niedrigeren Preisen. 
Auf Präventionsseite bleibt als Fazit, dass Werbeein-
schränkungen – wenn auch knapp – nicht mehrheits-
fähig sind. Der Nationalrat hatte zuerst vorgeschla-

17  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 11.034 – Geschäft des Bundes-
rates, Lebensmittelgesetz. Revision. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20110034.  
Zugriff: 28.04.2015.

18  Epli & Lehmann GmbH. www.swiss-pledge.ch. http://www.swiss-pledge.ch/de/index.html. Zugriff: 28.04.2015.
19  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3009 – Motion, Massnahmen 

zur Linderung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/ge-
schaefte.aspx?gesch_id=20143009. Zugriff: 28.04.2015. 
Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3380 – Motion, Massnahmen 
zur Linderung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/ge-
schaefte.aspx?gesch_id=20143380. Zugriff: 28.04.2015.
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Heute gibt der Bund für die Krebsregistrierung jähr-
lich 1,4 Millionen Franken aus. Die Umsetzung des 
Gesetzesentwurfs dürfte zu jährlichen Mehraus-
gaben von 1,1 bis 1,6 Millionen Franken (insgesamt 
2,5 bis 3 Millionen Franken) für die Krebsregistrie-
rung und maximal 1 Million Franken für die Förde-
rung der Registrierung anderer stark verbreiteter 
oder bösartiger nichtübertragbarer Krankheiten 
führen. Das Krebsregistergesetz gehört zu den ge-
sundheitspolitischen Prioritäten des Bundesrates 
(«Gesundheit2020»)22.

Ebenfalls während der Sommersession hat der  
Nationalrat einer weiteren Fristverlängerung der 
Parlamentarischen Initiative von Bea Heim (SP/SO) 
für ein nationales Krebsregister bis zur Frühjahrs-
session 2016 zugestimmt.20 Der Bund hat nun am  
29. Oktober 2014 die Botschaft und einen Entwurf 
zum Bundesgesetz über die Registrierung von 
Krebserkran kungen präsentiert.21 Ziel ist die Er-
arbeitung von Präventions- und Früherkennungs-
massnahmen, die Evaluation der Versorgungs-, Dia- 
gnose- und Behandlungsqualität sowie die Unter-
stützung der kantonalen Versorgungsplanung und 
der Forschung zu Krebserkrankungen. Um dies zu 
ermöglichen, regelt der Gesetzesentwurf die Erhe-
bung, Registrierung und Weiterleitung von Daten für 
deren Auswertung und Veröffentlichung auf nationa-
ler Ebene bei Krebserkrankungen. Dazu gehört auch 
eine Meldepflicht von Krebserkrankungen, wobei 
Patientinnen und Patienten ein Vetorecht eingeräumt 
wird. 
Alle Kantone müssen – entweder alleine oder ge-
meinsam mit anderen Kantonen – ein Krebsregister 
führen. Das Kinderkrebsregister bleibt beim Bund. 
Alle Daten werden in der nationalen Krebsregistrie-
rungsstelle zusammengeführt. Die Auswertung er-
folgt einerseits in Form eines jährlichen Krebsmoni-
torings (durch das Bundesamt für Statistik) und 
andererseits in einer vertieften Gesundheitsbericht-
erstattung zu Krebserkrankungen. Für andere nicht-
übertragbare Krankheiten, die stark verbreitet oder 
bösartig sind, wie beispielsweise Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen oder Diabetes, sieht der Entwurf eine 
finanzielle Unterstützung entsprechender Register 
vor. Dies unter der Voraussetzung, dass sie die im 
Gesetz aufgeführten Bedingungen erfüllen, wie etwa 
die Möglichkeit von gesamtschweizerischen Hoch-
rechnungen für bestimmte Bevölkerungsgruppen. 

20  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 07.501 – Parlamentarische  
Initiative, Nationales Krebsregister. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070501.  
Zugriff: 28.04.2015.

21  Bundesgesetz über die Registrierung von Krebserkrankungen. https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2151/ 
121106_KRG_Entwurf_de.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

22  Eidgenössische Departement des Innern (EDI). Die gesundheitspolitischen Prioritäten des Bundesrates, Gesundheit 2020. 
http://www.bag.admin.ch/gesundheit2020/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Z-
n4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCLdIF4gWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--. Zugriff: 28.04.2015.
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2  Themenbereich Bewegung, Ernährung  
und Gewicht

Übergewicht und Adipositas sind auch in der Schweiz 
ein gesellschaftliches und volkswirtschaftliches 
Problem. Mehr als ein Drittel der Schweizer Bevöl-
kerung gilt als übergewichtig. Das Risiko für ver-
schiedene Folgekrankheiten und frühzeitigen Tod 
steigt mit zunehmendem Body-Mass-Index markant 
an. Vor diesem Hintergrund hat der Bundesrat 2012 
entschieden, die drei nationalen Präventionspro-
gramme Alkohol, Tabak sowie Ernährung und Bewe-
gung bis Ende 2016 zu verlängern. Damit wird die 
nationale Strategie zur Förderung einer ausgewoge-
nen Ernährung und regelmässiger Bewegung zur 
Verhinderung von nichtübertragbaren Krankheiten 
weitergeführt. Das Engagement für ein gesundes 
Körpergewicht bleibt auch weiterhin eines der zen-
tralen Anliegen von Gesundheitsförderung Schweiz. 
In enger Zusammenarbeit mit anderen nationalen 
und kantonalen Akteuren werden im Rahmen von 
kantonalen Aktionsprogrammen entsprechende Pro- 
jekte entwickelt und gefördert. Ein wichtiger Be-
standteil der Arbeiten ist – im Sinne einer Förderung 
der «Best Practice» – die Verbreitung von Projekten, 
die sich regional in der Praxis bewährt haben.
Bereits 2013 hat Gesundheitsförderung Schweiz im 
Rahmen des Themenschwerpunktes «Trink Was-
ser»23 die Marke «Hahnenburger»24 lanciert, welche 
Trinkwasser als gesunde und gleichwertige Alterna-
tive zu Süssgetränken bei Kindern und Jugendlichen 
beliebt machen will. Diese Bemühungen wurden 

2014 weitergeführt. In diesem Zusammenhang wur-
de die Wassergeschichte «Das reinste Vergnügen»25 
– ein Kinderbuch – herausgegeben.
Regelmässig unterstützt Gesundheitsförderung 
Schweiz ausserdem mit ihren Partnern die slow- 
Up-Anlässe in der Schweiz.26 Jährlich nehmen über 
400 000 Personen an diesen Anlässen teil. 

Bund
Das Parlament hat die Beratungen zum neuen Le-
bensmittelgesetz letztes Jahr abgeschlossen. Die 
Totalrevision des Bundesgesetzes über Lebensmit-
tel und Gebrauchsgegenstände ist in erster Linie 
eine Anpassung an die EU-Gesetzgebung.27 Insbe-
sondere im Lebensmittelbereich ist es für die 
Schweiz schwierig, unabhängig von den anderen eu-
ropäischen Staaten Gesetze zu erlassen. Vor diesem  
Hintergrund hatte es die Anfang 2013 von Manuel 
Tornare (SP/GE) eingereichte Interpellation «Ampel-
kennzeichnung des Nährwerts von Lebensmitteln»28 
schwer. Sie wurde erst vom Bundesrat abschlägig 
beantwortet und schliesslich im Dezember 2014 
nach zwei Jahren abgeschrieben. Weiterhin hängig 
ist hingegen Tornares Postulat «Farbencode auf der 
Vorderseite von Lebensmittelverpackungen»29. Der 
Bundesrat beantragte im Februar auch hier eine  
Ablehnung, und zwar mit der gleichen Begründung 
wie bei der Ampelkennzeichnung. Einerseits, weil 
eine Schweizer Sonderregelung aus dem Ausland 

23  Gesundheitsförderung Schweiz. Süssgetränke. http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/ernaehrung-und-bewe-
gung-bei-kindern-und-jugendlichen/fokusthemen/suessgetraenke.html. Zugriff: 28.04.2015.

24  Gesundheitsförderung Schweiz. Hahnenburger. http://hahnenburger.ch/startseite.html. Zugriff: 28.04.15.
25  Gesundheitsförderung Schweiz. Wassergeschichte «Das reinste Vergnügen». http://gesundheitsfoerderung.ch/bevoel-

kerung/produkte-und-dienstleistungen/ernaehrung-und-bewegung/wassergeschichte.html. Zugriff: 28.04.2015.
26  Gesundheitsförderung Schweiz. slowUp. http://www.slowup.ch/d/index.html. Zugriff: 28.04.2015.
27  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 11.034 – Geschäft des Bundes-

rates, Lebensmittelgesetz. Revision. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20110034.  
Zugriff: 28.04.2015.

28  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.4023 – Interpellation, Ampel-
kennzeichnung des Nährwertes von Lebensmitteln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20124023. Zugriff: 28.04.2015.

29  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4157 – Postulat, Farbcode  
auf der Vorderseite von Lebensmittelverpackungen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20134157. Zugriff: 28.04.2015.
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gend geltenden chemischen Stoffes ist immer noch 
hängig.
Ebenfalls um ein Verbot eines chemischen Stoffes 
geht es bei der Interpellation «Grosse Risiken bei  
der Verwendung von Triclosan»32 des Waadtländer  
Grünen Luc Recordon. Triclosan ist ein Bakterien-
hemmer, der in Desinfektionsmitteln und als Kon-
servierungsstoff eingesetzt wird. Das deutsche Bun-
desinstitut für Risikobewertung befürchtet selbst bei 
geringen Konzentrationen Resistenzbildung gegen 
Antibiotika. Recordon führte im Dezember vor allem 
die gefährliche Belastung der Muttermilch an. 
Im Herbst reichte Prisca Birrer-Heimo (SP/LU) ein 
Postulat für «Anreizsysteme für die Förderung des 
Früchte- und Gemüsekonsums»33 ein. Der Bundes- 
rat wies in seiner Antwort am 5. Dezember darauf 
hin, dass in Kürze ein Bericht veröffentlicht wird, in 
dem auf der Grundlage der Erfahrungen der EU ver-
schiedene Optionen für die Förderung des Früchte-
konsums an Schulen aufgezeigt werden. Das Bun-
desamt für Gesundheit habe zudem im Jahr 2010 
hinsichtlich der Förderung des Früchte- und Gemü-
sekonsums einen Bericht über bestehende Ernäh-
rungsprojekte in Schulen veröffentlicht.34 Mit dieser 
Begründung erklärte der Bundesrat das Anliegen 
als bereits erfüllt.
Christian Lohr (CVP/TG) gab sich mit dieser Antwort 
nicht zufrieden und doppelte am 12. Dezember mit der 
Motion «Ein Schulobstprogramm für die Schweiz» 
nach.35 Die EU war Vorbild für seinen Vorschlag. Der 
Vorstoss fand parteiübergreifend eine breite Unter-

importierte Produkte zusätzlich verteuern würde. 
Andererseits, weil das Ampelsystem auch aus wis-
senschaftlicher Sicht kritisch zu hinterfragen sei. Es 
ist beispielsweise kaum möglich, Lebensmittel mit 
einem so vereinfachten System, wie es das Ampel-
system ist, in die Kategorien «gesund» oder «unge-
sund» einzuteilen. Eine Portion Lachs, eine Portion 
Rapsöl oder auch eine Portion Mandeln müssten 
aufgrund des hohen Fettgehalts mit einer roten Am-
pel ausgezeichnet werden. Die erwähnten Produkte 
sind aber wichtig für eine ausgewogene Ernährung.
Die Ablehnung der Motion von Dominique de Buman 
(CVP/FR) durch den Bundesrat und in der Sommer-
session durch den Ständerat hatte ebenfalls mit der 
EU zu tun. Die «Klare Kennzeichnung der Art von 
Pflanzenöl in Lebensmitteln»30 wird bereits im Rah-
men der nächsten Revision der Verordnung des EDI 
über die Kennzeichnung und Anpreisung von Le-
bensmitteln angepasst, wie der Bundesrat in seiner 
Antwort in Aussicht stellte. Die EU hat per 1.1.2012 
eine entsprechende Deklarationsvorschrift in Kraft 
gesetzt. 
Die Forderung für ein «Verbot von Bisphenol A»31 hat 
nach dem Rücktritt des Motionärs Luc Barthassat 
(CVP/GE) sein Nachfolger Guillaume Barazzone im 
Januar übernommen. Bereits Mitte 2013 hatte der 
Bundesrat den Vorstoss abgelehnt, weil er einer lau-
fenden Studie des Bundesamts für Gesundheit zur 
Toxizität von Kassenzetteln nicht vorgreifen wollte. 
Die Motion zum Verbot des in Kunststoffverpackun-
gen für Lebensmittel enthaltenen und als krebserre-

30  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.4035 – Motion, Klare Kenn-
zeichnung der Art von Pflanzenöl in Lebensmitteln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20124035. Zugriff: 28.04.2015.

31  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3337 – Motion, Verbot von 
Bisphenol A. http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133337. Zugriff: 28.04.2015.

32  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.4047 – Interpellation, Grosse 
Risiken bei der Verwendung von Triclosan. http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144047. 
Zugriff: 28.04.2015.

33  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3973 – Postulat, Anreiz-
systeme für die Förderung des Früchte- und Gemüsekonsums. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte. 
aspx?gesch_id=20143973. Zugriff: 28.04.2015.

34  Bundesamt für Gesundheit (BAG). Bestehende Ernährungsprojekte in Schulen und mögliche Synergien zu einem schweize-
rischen Schulobst- und Gemüseprogramm. http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/05123/index.html?lang=-
de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCGd4R,fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--. 
Zugriff: 28.04.2015.

35  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.4197 – Motion, Ein Schul-
obstprogramm für die Schweiz. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144197.  
Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124035
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124035
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143973
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143973
http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/05123/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCGd4R,fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/05123/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCGd4R,fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
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vismus seitens der Bundesverwaltung noch unbezif-
ferte Kosten verursache.

Kantone/Städte
Im letzten Jahr wurden nach teils jahrelangen Vor-
arbeiten in mehreren Kantonen Sport- und Bewe-
gungsgesetze in Kraft gesetzt, und zwar in Genf,  
Luzern und im Tessin. Das Sportkonzept im Kan- 
ton Glarus verfolgt das gleiche Ziel, nämlich eine  
gesamtheitliche Sport- und Gesundheitsförderung. 
Ursprünglich lautete der Auftrag an die Regierung, 
ein Sportanlagenkonzept zu erarbeiten, wobei be-
wusst kein Gesetz gefordert wurde. Die Urheber des 
Postulats verweisen auf Erfahrungen in anderen 
Kan tonen, die gezeigt hätten, dass ein Konzept aus-
reichend ist.39 In verschiedenen Städten gibt es  
ausserdem einzelne Vorstösse, in denen es um die  
Öffnung von Sportstätten für verschiedene Gruppie-
rungen (Inlineskater) und zu zusätzlichen Zeiten 
geht. Eine bessere Nutzung der städtischen Turnhal-
len in der Stadt Bern wurde letztes Jahr nach einem 
Vorstoss aus dem Jahr 2012 mittels eines Reser - 
va tionstools umgesetzt.40 Nach einem Vorstoss der 
FDP aus dem Jahr 2011 wurden auch in der Stadt  
Zürich die Weichen für die Schaffung einer zentralen 
Reservationsstelle gestellt. Die von der SP initiierte 
Forderung einer Nutzung von Sporteinrichtungen 
ausserhalb der Schulzeit, namentlich in den Ferien, 
ist in Basel-Stadt von der Regierung im Grundsatz 
gutgeheissen worden.41 

stützung. Lohr argumentierte, dass namentlich bei 
Kindern der seit Jahren rückläufige Früchte- und 
Gemüsekonsum bisher nicht gestoppt werden konn-
te. Zudem steht ein Schulobstprogramm im Einklang 
mit der im Januar 2012 von Bundesrat Berset vorge-
stellten Schweizerischen Ernährungsstrategie.36

Kein Erfolg war hingegen der Strategie für eine bes-
sere Lenkung der Nachfrage nach nicht abgefüllten 
Getränken beschieden. Nicht nur der Bundesrat 
lehnte das Postulat des inzwischen zurückgetrete-
nen grünen Genfer Nationalrats Antonio Hodgers ab; 
in der Sommersession wehrte sich auch der Natio-
nalrat gegen eine Förderung von Hahnenwasser und 
eine mögliche Steuerbelastung für Mineralwasser- 
und Softdrinkverpackungen (52 gegen 117 Stimmen, 
keine Enthaltungen).37 In Anbetracht des beschränk-
ten ökologischen Nutzens fielen nicht zuletzt die 
Kosten ins Gewicht: Die Einführungs- und System-
kosten für ein umfassendes Pfandsystem werden 
vom Bundesamt für Umwelt mit 250 bis 300 Millio-
nen Franken pro Jahr veranschlagt.
Die Ernährungsstrategie des Bundes stiess in der 
Wintersession auch auf Widerstand. Mit klaren Wor-
ten forderte Sylvia Flückiger-Bäni (SVP/AG) «Wahl-
freiheit statt Bevormundung in der Ernährung der 
Schweizer Bevölkerung»38 und insbesondere die Ab-
schaffung der Eidgenössischen Ernährungskom-
mission (EEK). Ihre Forderung begründete die Inter-
pellantin mit der Verunsicherung der Bevölkerung 
durch die EEK, die zudem zusammen mit dem Akti-

36  Bundesamt für Gesundheit (BAG). Schweizer Ernährungsstrategie 2013–2016. http://www.blv.admin.ch/themen/04679/ 
05055/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCFfYJ2fWym162-
epYbg2c_JjKbNoKSn6A--. Zugriff: 28.04.2015.

37  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.3786 – Postulat, Strategie  
für eine bessere Lenkung der Nachfrage nach nichtabgefüllten Getränken. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/ 
geschaefte.aspx?gesch_id=20123786. Zugriff: 28.04.2015.

38  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.4032 – Interpellation, Wahl-
freiheit statt Bevormundung bei der Ernährung der Schweizer Bevölkerung. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/
geschaefte.aspx?gesch_id=20144032. Zugriff: 28.04.2015.

39  Kanton Glarus, Landrat. Postulat für ein Kantonales Sportanlagenkonzept (KASAK). http://www.gl.ch/xml_1/internet/de/
application/d14/d15/f1575.cfm?dokguid=1290dfdf4b424b32989fee8c57e1988f. Zugriff: 28.04.2015.

40  Stadt Bern, Stadtrat. Postulat, Sportstadt Bern: Bessere Nutzung der städtischen Turnhallen. https://ris.bern.ch/Doku-
ment.ashx?dId=1e835dc36cdb4d279157ba68230393c9-332&dVersion=3&dView=Dokument. Zugriff: 28.04.2015.

41  Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Motion Thomas Gander und Konsorten betreffend Nutzung von schulischen Sport-
anlagen (Sporthallen, Schwimmbäder, Aussenplätze) für den Vereins- und Breitensport während den Schulferien  
und ausserschulischen Zeiten. http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie= 
1&content_detail=200106412. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCFfYJ2fWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCFfYJ2fWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.blv.admin.ch/themen/04679/05055/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCFfYJ2fWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123786
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123786
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144032
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144032
http://www.gl.ch/xml_1/internet/de/application/d14/d15/f1575.cfm?dokguid=1290dfdf4b424b32989fee8c57e1988f
http://www.gl.ch/xml_1/internet/de/application/d14/d15/f1575.cfm?dokguid=1290dfdf4b424b32989fee8c57e1988f
https://ris.bern.ch/Dokument.ashx?dId=1e835dc36cdb4d279157ba68230393c9-332&dVersion=3&dView=Dokument
https://ris.bern.ch/Dokument.ashx?dId=1e835dc36cdb4d279157ba68230393c9-332&dVersion=3&dView=Dokument
http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200106412
http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200106412
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Äusserst sensibel reagieren die lokalen Politike - 
r innen und Politiker auf die Einschränkungen im 
Sportbereich, wie die Streichung von Sportlektionen 
– selbst wenn im Endeffekt durch die Einführung von 
Sportlagern ein Plus resultiert. Gegen Kürzungen 
jeglicher Art (Eisfelder, Badis) setzen sich die Vertre-
terinnen und Vertreter quer durch alle Parteien ein. 
In Luzern war die Intervention gegen die vorüber-
gehende Schliessung einer Badi erfolgreich. Bewe-
gungsförderung ist aber nicht immer unumstritten. 
So stösst in Lugano die Eröffnung einer Mountain-
bikestrecke, eines sogenannten Pumptracks, auf  
Widerstand, da Automehrverkehr befürchtet wird. 
Auch die Sportförderung bewegt sich auf einem 
schmalen Grat. In der Waadt musste sich der zustän-
dige Regierungsrat Pierre-Yves Maillard für das  
Engagement eines privaten Anbieters für Judokurse 
rechtfertigen (zu starke Kommerzialisierung).
Im Bereich Ernährung sind zu starke Einschränkun-
gen nicht gefragt. Mit der Begründung, dass Zwang 
kontraproduktiv sein könnte, hatte in Basel-Stadt ein 
Vegi-Tag in den städtischen Einrichtungen, wie ihn 
bereits Lausanne kennt, keine Chance.42 Im Tessin 
sollen die Automaten in Schulen mit gesunden  
Lebensmitteln bestückt werden – wie bereits in den 
Kantonen Waadt, Bern, Uri, Aargau, Basel-Stadt, 
Thurgau und Wallis.
Besondere Übergewichtspräventionsprogramme, 
wie das im Wallis entwickelte Senso5-Schulpro-
gramm, sollen nun in der Waadt eingeführt werden. 
Das Parlament hat grünes Licht gegeben.43

Grundsätzlich ist zu sagen, dass keine neuen The-
men aufgetaucht sind, sondern die bekannten Prä-
ventionskonzepte im Bereich Bewegung, Ernährung 
und Gewicht nun flächendeckend Fuss fassen.

42  Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Anzug betreffend Einführung eines Vegi-Tages zur Sensibilisierung der Hungerproble-
matik und des Klimawandels. http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100373/000000373262.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

43  Canton de Vaud, Grand Conseil. Postulat. Développer les sens de nos enfants pour lutter contre l’obésité. http://www.
vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/11_POS_294_D%C3%A9p%C3%B4t.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/11_POS_294_D%C3%A9p%C3%B4t.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/11_POS_294_D%C3%A9p%C3%B4t.pdf
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3 Themenbereich Arbeit und Gesundheit

Gesundheitsförderung Schweiz setzt sich im Zusam-
menhang mit ihrem Schwerpunkt «Psychische Ge-
sundheit – Stress am Arbeitsplatz» für die Verbrei-
tung des betrieblichen Gesundheitsmanagements 
(BGM) in Unternehmen ein. Als Kompetenzzentrum 
entwickelt Gesundheitsförderung Schweiz neue Ins-
trumente für Unternehmen. Zum Beispiel soll mit 
dem Projekt Companion die psychische Gesund- 
heit von Jugendlichen im Setting Betrieb gefördert 
werden.44 Mit Informations- und Sensibilisierungs-
massnahmen, wie zum Beispiel mit dem Job-Stress-
Index45, der jährlichen BGM-Tagung46 oder über  
Partnerschaften, wird die Verbreitung von BGM be-
absichtigt. Die Vergabe eines Labels (Friendly Work 
Space47) sowie die Bereitstellung spezifischer Tools 
(S-Tool48, KMU-vital49) tragen zur Förderung der Um-
setzung eines BGM in Unternehmen bei.
Diese Massnahmen sollen helfen, die jährlich durch 
Stress anfallenden Kosten von rund zehn Milliarden 
Franken zu senken.

Bund 
Nach dem Scheitern der 6. IV-Revision hat die SGK-N 
vom Bundesrat verlangt, «Massnahmen zur Früh-
erfassung von Krankheitsfällen zu entwickeln»50, die 
hinsichtlich der Zunahme von psychisch Erkrankten 

unter den IV-Antragstellenden nötig wären. Eine  
Optimierung in diesem Bereich verfolgt auch die  
Gesamtstrategie zur Weiterentwicklung der IV, die 
momentan erarbeitet wird. Zusätzlich verlangte 
Maja Ingold (EVP/ZH) in der Frühjahrssession vom 
Bundesrat einen Bericht, in dem er aufzeigt, wie er 
die psychischen Probleme bei den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern wirkungsvoller angehen 
will. Ein Kernanliegen ist die Wiederintegration von 
psychisch kranken IV-Bezügerinnen und -Bezügern. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstos-
ses und der Nationalrat überwies das Postulat am 
20. Juni.51 Eindringlich wies Ingold auf die wirtschaft-
lichen Folgen der Zunahme von psychischen Pro-
blemen bei Erwerbstätigen hin. Sie kosten die 
Schweizer Wirtschaft durch Produktivitätsverluste, 
Gesundheitsversorgung und soziale Ausgaben jähr-
lich schätzungsweise 19 Milliarden Franken. Gemäss 
dem im Jahr 2014 erschienenen OECD-Bericht zum 
Thema «Psychische Gesundheit und Arbeit» sind das 
3,2 Prozent des Schweizer BIP.52

Für einen regelmässigen Bericht über Stress und die 
Überbelastung bei der Arbeit sowie die daraus ent-
stehenden Kosten für die Schweizer Volkswirtschaft 
sah der Nationalrat in der Herbstsession keine Not-
wendigkeit (55 gegen 130 Stimmen). Das seinerzeit 

44  Gesundheitsförderung Schweiz. Companion. http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesundheit/pro-
jekte/companion.html. Zugriff: 28.04.2015.

45  Gesundheitsförderung Schweiz. Job-Stress-Index. http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesund-
heit/produkte-dienstleistungen/job-stress-index.html. Zugriff: 28.04.2015.

46  Gesundheitsförderung Schweiz. Nationale Tagung für betriebliches Gesundheitsmanagement 2015 / 4. Netzwerktagung 
Psychische Gesundheit Schweiz. http://gesundheitsfoerderung.ch/ueber-uns/veranstaltungen/bgm-tagung.html.  
Zugriff: 28.04.2015.

47  Gesundheitsförderung Schweiz. Label Friendly Work Space. http://gesundheitsfoerderung.ch/wirtschaft/produkte-und- 
dienstleistungen/label-friendly-work-space.html. Zugriff: 28.04.2015.

48  Gesundheitsförderung Schweiz. S-Tool. https://www.s-tool.ch/. Zugriff: 28.04.2015.
49  Gesundheitsförderung Schweiz. KMU-vital. http://www.kmu-vital.ch/default2.asp. Zugriff: 28.04.2015.
50  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3661 – Motion, Massnahmen 

zur Früherfassung von Krankheitsfällen gemeinsam entwickeln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20143661. Zugriff: 28.04.2015.

51  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3191 – Postulat, Erwerbs-
integration von Psychischkranken. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143191.  
Zugriff: 28.04.2015.

52  OECD und Bundesamt für Sozialversicherungen. Psychische Gesundheit und Beschäftigung: Schweiz. http://www.bsv.
admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de. Zugriff: 28.04.2015.

http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesundheit/projekte/companion.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesundheit/projekte/companion.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesundheit/produkte-dienstleistungen/job-stress-index.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/psychische-gesundheit/produkte-dienstleistungen/job-stress-index.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/wirtschaft/produkte-und-dienstleistungen/label-friendly-work-space.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/wirtschaft/produkte-und-dienstleistungen/label-friendly-work-space.html
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.bsv.admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de
http://www.bsv.admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de
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tion des SECO ab 2014 im Vollzug einen besonderen 
Fokus auf psychosoziale Risiken legen will. Das 
SECO veröffentlichte einen Flyer und eine Broschüre 
unter dem Titel «Psychosoziale Risiken am Arbeits-
platz»57. Zudem setzte das SECO zusammen mit dem 
interkantonalen Verband für Arbeitnehmerschutz ab 
2014 einen neuen Vollzugsschwerpunkt: Schweizweit 
stehen bei den Kontrollen insbesondere der Schutz 
der persönlichen Integrität sowie der Schutz vor 
Überbeanspruchung im Zentrum.
Nachdem 2013 mehrere Vorstösse zum Medikamen-
tenmissbrauch und «Hirndoping» eingereicht wor-
den waren, ist letztes Jahr der vom Bundesrat in 
Aussicht gestellte Bericht «Leistungssteigernde 
Arzneimittel»58 am 6. November erschienen. In der 
Verschreibungspraxis wie auch bei der Anwendung 
von methylphenidathaltigen Arzneimitteln wie bei-
spielsweise Ritalin sieht der Bund grundsätzlich  
keinen akuten politischen oder gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf. Das Suchtmonitoring, die Sucht-
prävention und das Monitoring der Verschreibungs-
praxis von diesen sogenannten Neuroenhancern  
sollen wie bis anhin weitergeführt werden. Die Ar-
beitsgruppe Ritalin des Bundesamts für Gesundheit 
hat zusätzlich neu den Auftrag zu prüfen, ob die the-
rapeutische Anwendung von methylphenidathaltigen 
Arzneimitteln in Projekten im Bereich der Qualitäts-
sicherung (Datenbank in der Kinderheilkunde) zu be-
rücksichtigen ist und ob weitere Massnahmen zur 
Qualitätssicherung ergriffen werden sollten.

Kantone/Städte
Die Vorstösse zu den Arbeitsbedingungen in den 
Kantonen und grösseren Städten zielen in erster  

von Josiane Aubert (SP/VD) eingereichte Postulat 
wurde vom Bundesrat mit dem Hinweis auf bereits 
existierende Untersuchungen, wie diejenige des 
Staatssekretariates für Wirtschaft (SECO), abge-
lehnt.53 In der Beratung im Parlament erklärte Wirt-
schaftsminister Johann Schneider-Ammann zudem, 
dass entscheidende Grundlagendaten fehlten. Er 
plädierte gleichzeitig dafür, sich mit den vorhande-
nen Ins trumenten zu begnügen, da eine systemati-
sche Zusammenstellung von neuen Datenbanken  
einen riesigen Aufwand bedeuten würde: «Das wäre 
Bürokratie.» Nichtsdestotrotz: Die Suva weist in  
ihrer Zukunftsstudie 2029 darauf hin, dass Belas-
tung und Stress zum grössten Risiko bei der Arbeit 
werden.54

In der Sondersession erledigte der Nationalrat noch 
einen arbeitspolitischen Vorstoss in eigener Sache. 
Die «Überprüfung des Sessionsrhythmus auf die 
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik»55 fand  
allerdings keine Mehrheit (63 zu 105 Stimmen). So-
mit bleibt beim Sessionsrhythmus alles wie gehabt. 
Die Aargauer SP-Nationalrätin Yvonne Feri hatte 
vorgeschlagen, die Sessionen künftig regelmässi-
ger, dafür kürzer durchzuführen.
Der bereits 2013 eingereichte Vorstoss von Silvia 
Schenker (SP/BS) «Betriebliche Sozialberatung»56 
wurde noch nicht behandelt. Sie möchte in einem  
Bericht des Bundesrates dargelegt erhalten, wie- 
weit betriebliche Sozialberatung heute bereits im-
plementiert ist und mit welchen Massnahmen die 
Arbeitgeber darin unterstützt werden können, diese 
Angebote zur Verfügung zu stellen. Bei der seiner-
zeitigen Ablehnung wies der Bundesrat aber bereits 
darauf hin, dass die Eidgenössische Arbeitsinspek-

53  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.4069 – Postulat, Periodisches 
Monitoring über Stress am Arbeitsplatz und die durch ihn verursachten direkten und indirekten Kosten. http://www.parla-
ment.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124069. Zugriff: 28.04.2015.

54  Suva. Zukunftsstudie 2029. http://www.p24.ch/suva.blaetterkatalog.ch/bk/ch/b5722/b572213/blaetterkatalog/index.html. 
Zugriff: 28.04.2015.

55  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.410 – Parlamentarische  
Initiative, Überprüfung des Sessionsrhythmus auf die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik. http://www.parlament.
ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130410. Zugriff: 28.04.2015.

56  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3234 – Postulat, Betriebliche 
Sozialberatung. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133234. Zugriff: 28.04.2015.

57  Staatssekretariat für Wirtschaft SECO. Psychosoziale Risiken am Arbeitsplatz. http://www.seco.admin.ch/dokumentation/
publikation/00009/00027/05483/index.html?lang=de. Zugriff: 28.04.2015.

58  Bundesrat. Leistungssteigernde Arzneimittel. http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2013/20133157/ 
Bericht%20BR%20D.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124069
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124069
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130410
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130410
http://www.seco.admin.ch/dokumentation/publikation/00009/00027/05483/index.html?lang=de
http://www.seco.admin.ch/dokumentation/publikation/00009/00027/05483/index.html?lang=de
http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2013/20133157/Bericht%20BR%20D.pdf
http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2013/20133157/Bericht%20BR%20D.pdf
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Linie auf die Einführung von «Homeoffice» in den 
Verwaltungen (Stadt Zürich59, Zug60, Bern61 und 
Jura62). In Genf63 ergibt eine verwaltungsinterne  
Zählung, dass bisher 40 Mitarbeitende von diesem 
Arbeitsmodell profitieren. Neben gesundheitlichen 
Aspekten führen die Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier vor allem den Umweltschutz ins Feld 
(Reduktion des Pendlerverkehrs, Verhinderung neuer 
Büroflächen). 
Der Schutz älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ist in zwei Vorstössen verlangt worden. Im 
Kanton Freiburg empfahl die Regierung eine Befrei-
ung von Schichtarbeit für über 55-Jährige zur Ab-
lehnung. In Basel-Stadt soll die Schichtarbeit bei 
über 50-Jährigen geregelt werden (Überprüfung der 
belastenden Schichtarbeit im Alter)64. Namentlich 
am Beispiel der Polizei wird eine Lebens-Schicht-
arbeitszeit angeregt. Ein solches Modell hätte er-
hebliche Auswirkungen auf die Anstellungsbedin-
gungen bis hin zur Rente. Am Rheinknie wird die 
Diskussion daher auf die laufende Änderung des 
Pensionskassengesetzes vertagt.
Grundsätzlich beschränken sich die politischen Vor-
stösse für die Gesundheitsprävention am Arbeits-
platz auf die Rolle der Kantone und Städte als Arbeit-
geber. Weitergehende Strategien sind bislang nicht 
erkennbar.

59  Stadt Zürich, Gemeinderat. Schriftliche Anfrage. http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte/detailansicht-geschaeft/
Dokument/ff0005ce-2ec8-4bcf-a4d8-61be3ac292a3/2014_0396.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

60  Kanton Zug, Kantonsrat. Postulat von Daniel Stadlin betreffend Homeoffice für Mitarbeitende der Kantonalen Verwaltung. 
https://kr-geschaefte.zug.ch/gast/geschaefte/513. Zugriff: 28.04.2015.

61  Kanton Bern, Grosser Rat. Interpellation, Home-Office auch in der Kantonsverwaltung: Geht der Kanton mit gutem  
Beispiel voran? http://www.gr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.DOKUMENTE.acq/df4a8c948c78488db680523ab9d-
15bb3-332/3/PDF/2013.0742-Vorstosstext-D-65820.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

62  République et Canton du Jura, Parlement. Postulats. http://www.jura.ch/Scripts/Index.aspx?id=17939&pg=2. Zugriff: 
28.04.2015.

63  République et Canton de Genève, Grand Conseil. Question écrite urgente, Demande de précisions sur la réponse à la ques-
tion «Télétravail au sein de l’administration» déposée en février 2014. http://ge.ch/grandconseil/data/texte/QUE00189.pdf. 
Zugriff: 28.04.2015.

64  Kanton Basel-Stadt, Regierungsrat. Regierungsratsbeschluss, Anzug Lorenz Nägelin und Konsorten betreffend Über-
prüfung der belastenden Schichtarbeit im Alter. http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100374/000000374118.pdf.  
Zugriff: 28.04.2015.

http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte/detailansicht-geschaeft/Dokument/ff0005ce-2ec8-4bcf-a4d8-61be3ac292a3/2014_0396.pdf
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/Geschaefte/detailansicht-geschaeft/Dokument/ff0005ce-2ec8-4bcf-a4d8-61be3ac292a3/2014_0396.pdf
http://www.gr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.DOKUMENTE.acq/df4a8c948c78488db680523ab9d15bb3-332/3/PDF/2013.0742-Vorstosstext-D-65820.pdf
http://www.gr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.DOKUMENTE.acq/df4a8c948c78488db680523ab9d15bb3-332/3/PDF/2013.0742-Vorstosstext-D-65820.pdf
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4 Themenbereich Alter und Gesundheit 

In 15 Jahren werden 25 Prozent aller in der Schweiz 
lebenden Menschen über 65 Jahre alt sein. Per  
Ende 2013 waren 1221 Frauen und 274 Männer über 
100 Jahre alt. Mit dem Projekt «Via»65 hilft Gesund-
heitsförderung Schweiz, diese demografische Ent-
wicklung zu begleiten. Ältere Menschen sollen so 
lange wie möglich in ihrem vertrauten Umfeld leben 
können. Das 2010 gestartete Projekt erhielt letztes 
Jahr zusätzliche Ressourcen und wird ab 2017 in ein 
Programm umgewandelt. Mittlerweile setzen 50 Pi-
lotgemeinden in acht Kantonen die Empfehlungen 
bereits ein. Insgesamt zehn Kantone unterstützen 
«Via» konzeptionell und finanziell (Appenzell Aus-
serrhoden, Bern, Graubünden, Nidwalden, St. Gal-
len, Schaffhausen, Thurgau, Uri, Waadt und Zug). 

Bund 
Gleich drei Vorstösse beschäftigen sich mit den Her-
ausforderungen der alternden Gesellschaft in der 
Schweiz. Allen ist gemeinsam, dass es nicht um  
Partikularinteressen geht, sondern um die grossen 
Linien in der Alterspolitik und damit insbesondere 
auch um Gesundheit und Prävention. Während sich 
Susanne Leutenegger Oberholzer (SP/BL) für eine 
Aktualisierung der seit 2007 bestehenden «Strategie  
für eine schweizerische Alterspolitik»66 einsetzt, 
regt ihr Parteikollege Alexander Tschäppät die 
Schaffung einer «Eidgenössischen Kommission für 
Alters- und Generationenfragen»67 an. Die Kommis-
sion soll Lösungen für die Bereiche Wohnen, soziale 
Integration, Pflege und Generationenbeziehungen 

diskutieren. Dem Berner Stadtpräsidenten schwebt 
neben Expertinnen und Experten aus Sozialversi-
cherungen, Altersvorsorge, Verkehrsplanung, Woh-
nungsbau, Integration und Teilhabe auch eine ange-
messene Vertretung der Städte vor, da sie über eine 
vielfältige Erfahrung in der Alterspolitik verfügen.
Einen Schritt weiter geht das Postulat von Ida Hun-
keler-Glanzmann (CVP/LU). Mit der Begründung, 
dass über 100-Jährige keine Seltenheit mehr sind, 
verlangt sie vom Bundesrat einen «Bericht zur Hoch-
altrigkeit»68. Zentrale Fragen sind die künftige  
Einkommenssicherung, die Pflegefinanzierung, die 
nicht staatliche Altershilfe sowie nicht zuletzt Mass-
nahmen in der Gesundheitsprävention. Der Bundes-
rat möchte hingegen keinen zusätzlichen Bericht 
verfassen. Mit der Reform der Altersvorsorge 2020 
sowie dem angekündigten Bericht zum Postulat von 
Jacqueline Fehr (SP/ZH) für eine «Strategie zur 
Langzeitpflege»69 seien wesentliche Forderungen 
bereits erfüllt. Was die Gesundheitsprävention bei 
hochbetagten Personen angeht, verweist der Bun-
desrat auf die nationale Strategie zur Prävention von 
nichtübertragbaren Krankheiten. Ein Entwurf soll im 
Laufe des Jahres 2015 vorliegen. Im Rahmen dieser 
Arbeiten soll auch die Notwendigkeit allfälliger zu-
sätzlicher Massnahmen für betagte und hochbetagte 
Menschen diskutiert werden.

Kantone/Städte
Nachdem der Bund 2013 die Demenzstrategie 2014–
2017 verabschiedet hatte, haben sich einige Kantons-

65  Gesundheitsförderung Schweiz. Projekt Via – Best Practice Gesundheitsförderung im Alter. http://gesundheitsfoerderung.
ch/public-health/gesundheitsfoerderung-fuer-aeltere-menschen/projekt-via.html. Zugriff: 28.04.2015.

66  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3242 – Postulat, Strategie  
für eine schweizerische Alterspolitik aktualisieren. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20143242. Zugriff: 28.04.2015.

67  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3785 – Motion, Eidgenössi-
sche Kommission für Alters- und Generationenfragen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20143785. Zugriff: 28.04.2015.

68  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3552 – Postulat, Bericht zur 
Hochaltrigkeit. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143552. Zugriff: 28.04.2015.

69  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.3604 – Postulat, Strategie  
zur Langzeitpflege. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123604. Zugriff: 28.04.2015.

http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/gesundheitsfoerderung-fuer-aeltere-menschen/projekt-via.html
http://gesundheitsfoerderung.ch/public-health/gesundheitsfoerderung-fuer-aeltere-menschen/projekt-via.html
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143242
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143242
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143785
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143785
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keit dieser geschützten Wohnungen. Ein ähnliches 
An liegen verfolgt die SP in Basel-Stadt, wo sie  
alters gerechte Wohnungen seitens der Stadt für  
ärmere Bevölkerungsschichten anregt, namentlich 
für Migrantinnen und Migranten.76

Vom elektronischen Datenaustausch versprechen 
sich die CVP/BDP gerade für die Gesundheit älterer 
Patientinnen und Patienten eine Verbesserung der 
Behandlungsqualität und eine Kostensenkung. Sie 
verlangen daher im Kanton Freiburg eine Regelung 
für den elektronischen Austausch zwischen dem  
Gesundheitspersonal sowie die elektronische Medi-
kamentenverschreibung – im Einklang mit der natio-
nalen eHealth-Strategie.77 Es wird befürchtet, dass 
der Kanton den Anschluss an Genf oder ans Wallis 
verlieren könnte. Beide Kantone haben bereits prak-
tische Erfahrungen damit. 

parlamente mit der Aufgabenteilung zwischen Bund, 
Kantonen und Gemeinden sowie privaten und staatli-
chen Anbietern und mit den Kosten befasst (Basel-
land70, Basel-Stadt71, Bern72). Im Thurgau73 verlangt 
die SP einen Demenzbericht (Situationsanalyse und 
Strategie) von der Regierung.
Die Wohnsituation von betagten Menschen beschäf-
tigt die Parlamente weitaus am häufigsten, wenn es 
um Altersfragen geht. Im Tessin zielen gleich zwei 
Vorstösse der FDP auf die bauliche Unterstützung 
für Alterswohnungen: Barrierefreies Wohnen für  
Seniorinnen und Senioren soll gefördert werden 
(Beispiel: Abbau der administrativen Hürden für den 
Lifteinbau), aber auch generell sollen Anreize für die 
Erstellung von Alterswohnungen geschaffen wer-
den.74 In Basel-Stadt verlangen SP-Vertreterinnen 
und -Vertreter, dass die Regierung eine Entlastung 
für pflegende Angehörige prüft. Zudem soll sie si-
cherstellen, dass die städtischen Immobilien eine 
betagtengerechte Infrastruktur aufweisen. Der Kan-
ton Freiburg will betreutes Wohnen künftig stark  
fördern.75 Nachdem das Pilotprojekt «Senior+» ge-
startet ist, stellt die SP Fragen zur Erschwinglich- 

70  Kanton Basel-Landschaft, Landrat. Postulat von Sven Inäbnit, FDP-Fraktion: Demenzstrategie für den Kanton Basel- 
Landschaft – zusammen mit dem Kanton Basel-Stadt? http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/
vorstoesse/2013/2013-433.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

71  Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Anzug betreffend Demenzstrategie für den Kanton Basel-Stadt – zusammen mit dem 
Kanton Basel-Landschaft? http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100376/000000376867.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

72  Kanton Bern, Grosser Rat, Interpellation, Wie wird die nationale Demenzstrategie 2014–2017 im Kanton Bern umgesetzt? 
http://www.gr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.DOKUMENTE.acq/abd507357c3f438e93d8eb7adbe7375d-332/5/
PDF/2014.RRGR.11119-Vorstosstext-D-81039.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

73  Kanton Thurgau, Grosser Rat. Antrag, Leben mit Demenz im Kanton Thurgau. http://www.grgeko.tg.ch/de/web/grgeko/
pendente-gr-geschafte;jsessionid=FCE0E2799B4836D092F855C4A223D126?p_p_id=pendente_WAR_esmogrgekoport-
let&p_p_lifecycle=2&p_p_state=maximized&p_p_mode=view&p_p_cacheability=cacheLevelPage&_pendente_WAR_es-
mogrgekoportlet_struts.portlet.action=%2Fgrsuche%2Fdownload-activity&_pendente_WAR_esmogrgekoportlet_struts.
portlet.action=%2Fpendente%2Fdetail&_pendente_WAR_esmogrgekoportlet_activity_id=250868&_pendente_WAR_es-
mogrgekoportlet_orderByCol=eingangsdatum&_pendente_WAR_esmogrgekoportlet_orderByType=desc&_pendente_
WAR_esmogrgekoportlet_cur=1&_pendente_WAR_esmogrgekoportlet_itemId=250854&_pendente_WAR_esmogrgeko-
portlet_delta=100. Zugriff: 28.04.2015.

74  Repubblica e Cantone di Ticino, Gran Consiglio. Mozione, Favorire la ristrutturazione di case a misura di anziano e senza 
barriere architettoniche nei nuclei abitati di città e villaggi. http://www.ti.ch/CAN/SegGC/comunicazioni/GC/mozioni/pdf/
MO1055.pdf. Zugriff: 28.04.2015. 
Repubblica e Cantone di Ticino, Gran Consiglio. Mozione, Promuovere la costruzione di abitazioni adatte anche ad anziani 
autonomi e autosufficienti. http://www.ti.ch/CAN/SegGC/comunicazioni/GC/mozioni/pdf/MO1056.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

75  Staat Freiburg, Staatsrat. Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss. http://www.fr.ch/gc/files/pdf66/
de_RCE_2013-CE-33_QA_3164_13_Ganioz_Xavier.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

76  Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Anzug betreffend altersgerechter kommunaler Wohnungsbau. http://www.grosserrat.
bs.ch/dokumente/100373/000000373407.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

77  Bundesamt für Gesundheit (BAG). Die «Strategie eHealth Schweiz» vom 27. Juni 2007. http://www.bag.admin.ch/themen/
gesundheitspolitik/10357/10359/. Zugriff: 28.04.2015.
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http://www.fr.ch/gc/files/pdf66/de_RCE_2013-CE-33_QA_3164_13_Ganioz_Xavier.pdf
http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100373/000000373407.pdf
http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100373/000000373407.pdf
http://www.bag.admin.ch/themen/gesundheitspolitik/10357/10359/
http://www.bag.admin.ch/themen/gesundheitspolitik/10357/10359/
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5 Themenbereich Psychische Gesundheit 

Die Relevanz der Förderung der psychischen Ge-
sundheit manifestiert sich unter anderem in den  
hohen volkswirtschaftlichen Kosten, die durch psy-
chische Erkrankungen anfallen. Gemäss der zu Be-
ginn 2014 erschienenen Studie der Organisation für  
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
OECD «Psychische Gesundheit und Beschäftigung: 
Schweiz»78 fallen jährlich Kosten von 3,2 Prozent des 
Bruttoinlandprodukts an. Somit entstehen aufgrund 
von Arbeitsausfällen, Sozialausgaben für vorüber-
gehend oder ganz aus dem Arbeitsprozess ausge-
schiedene Menschen und Gesundheitskosten für die-
se beiden Gruppen Kosten von rund 19 Milliarden 
Franken pro Jahr.
Die vom Bundesrat verabschiedete Gesamtschau 
«Gesundheit2020» hat die Herausforderung erkannt 
und die Prävention von psychischen Erkrankungen 
sowie die Förderung der psychischen Gesundheit der 
Bevölkerung aufgegriffen. In der Folge hat der Dia-
log Nationale Gesundheitspolitik u. a. das Dialog-
projekt psychische Gesundheit lanciert. Gemeinsam 
mit ihren Partnern arbeitet Gesundheitsförderung 
Schweiz im Leitungsgremium des Dialogprojekts 
mit. Als Ergebnis der bisherigen Arbeiten wurde der 
Bericht psychische Gesundheit erarbeitet, welcher 
den Ist-Zustand und den Handlungsbedarf aufzeigt. 
Er ist die Grundlage sowohl für den Massnahmen-
plan mit Umsetzungsempfehlungen auf gesamt-
schweizerischer und kantonaler Ebene als auch für 
die Stossrichtung zur Optimierung bzw. Weiterent-
wicklung bestehender Strukturen, der Zusammen-
arbeit sowie der Koordination im Bereich Psychische 
Gesundheit.

Gemeinsam mit dem Bundesamt für Gesundheit, dem 
Bundesamt für Sozialversicherungen, dem Staats-
sekretariat für Wirtschaft und der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen 
und -direktoren ist die Stiftung Gesundheitsförderung 
Schweiz Trägerin des Netzwerks Psychische Gesund-
heit.79 Das Netzwerk leistet einen Beitrag zur Verbes-
serung der psychischen Gesundheit der Schweizer 
Bevölkerung. Die Geschäftsstelle des Netzwerks ist 
bei Gesundheitsförderung Schweiz angesiedelt.

Bund
In der Frühjahrssession hat der Ständerat wie be-
reits der Nationalrat die Motion von Maja Ingold 
(EVP/ZH) zur Suizidprävention angenommen.80 Der 
Bundesrat hatte sich in seiner Antwort vom Dezem-
ber 2011 gegen eine Annahme ausgesprochen. Joa-
chim Eder (FDP/ZG) äusserte im Parlament die Ver-
mutung, dass sich der Bundesrat heute aufgrund der 
Strategie «Gesundheit2020» wohl anders äussern 
würde. Bundesrat Alain Berset hingegen bekräftigte 
die Ablehnung mit einer pikanten Begründung. Die 
verlangten Massnahmen – Früherkennung, Aufklä-
rung und Prävention – seien alle im Präventionsge-
setz vorgesehen gewesen, welches das Parlament 
bekanntermassen abgelehnt habe. In der Beratung 
im Nationalrat hatte er noch auf zahlreiche Mass-
nahmen des Bundes hingewiesen. Darunter die  
Verlängerung der Unterstützung des Netzwerks 
Psychische Gesundheit81, das unter anderem von Ge-
sundheitsförderung Schweiz getragen wird. Die be-
reits im Jahr 2013 eingereichte Motion «Psychische  
Gesundheit. Von anderen Ländern lernen»82 von Bea 

78  OECD und Bundesamt für Sozialversicherungen. Psychische Gesundheit und Beschäftigung: Schweiz. http://www.bsv.
admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de. Zugriff: 28.04.2015.

79  Netzwerk Psychische Gesundheit Schweiz. http://npg-rsp.ch/index.php?id=3. Zugriff: 28.04.2015.
80  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 11.3973 – Motion, Suizidpräven-

tion. Handlungsspielraum wirkungsvoller nutzen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20113973. Zugriff: 28.04.2015.

81  Netzwerk Psychische Gesundheit Schweiz. http://npg-rsp.ch/index.php?id=3. Zugriff: 28.04.2015.
82  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3695 – Motion, Psychische 

Gesundheit. Von anderen Ländern lernen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133695. 
Zugriff: 28.04.2015.

http://www.bsv.admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de
http://www.bsv.admin.ch/index.html?webcode=d_11195_de
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113973
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113973


Politmonitoring 2014      22

der Kommission gegen die Motion zurückgezogen 
worden war. 
Ein weiterer Puzzlestein im Kampf gegen den An-
stieg bei den IV-Renten soll eine Meldepflicht bei  
Arbeitsunfähigkeit werden. Dieser Vorschlag steht 
hinter der Motion «Unnötige IV-Renten vermeiden»86 
von Alex Kuprecht (SVP/SZ). Bei längerer Arbeitsun-
fähigkeit sollen die Leistungserbringer eine Meldung 
an die IV-Stelle machen. Hintergrund ist die Tat-
sache, dass mit 44 Prozent psychische Gesundheits-
probleme die Hauptursache für neue IV-Renten sind. 
Chronifizierungen bei psychischen Störungen könn-
ten in den Augen von Alex Kuprecht oft vermieden 
werden. Für den Bundesrat geht jedoch eine allge-
meine Verpflichtung für alle Leistungserbringer zu 
weit, da viele von ihnen weder Arbeitsunfähigkeits-
zeugnisse ausstellen noch konkret an der Eingliede-
rung beteiligt sind, wie Apotheker, Laboratorien, 
Transport- und Rettungsunternehmen. Während der 
Ständerat im Frühjahr mit 21 zu 18 Stimmen knapp 
zustimmte, verweigerte der Nationalrat seine Unter-
stützung im Herbst (55 zu 127 Stimmen) und folgte 
damit der Empfehlung des Bundesrats.

Kantone/Städte
Psychische Gesundheit wird in den kantonalen  
Parlamenten vor allem im Zusammenhang mit der 
Suizidprävention thematisiert. Die Waadt legt zu-
sätzlich den Fokus auf ältere Mitmenschen, Heimbe-
wohnerinnen und -bewohnern sowie Jugendliche.87 
Der Kanton hat daraufhin beschlossen, die kritischen 

Heim (SP/SO), die ebenfalls auf die Suizidprävention 
abzielt, ist noch nicht beraten worden.
Gleich drei Vorstösse beschäftigten sich mit Psy-
chopharmaka. Erich von Siebenthal (SVP/BE) ver-
langt eine Registrierungspflicht für die Verschrei-
bung von Antipsychose-Medikamenten.83 Anlass ist  
der steigende Einsatz von Ritalin bei Kindern und  
Jugendlichen mit ADHS-Diagnose. Konkret hat sich 
die Neuroleptika-Verschreibung in den vergangenen 
zehn Jahren gemäss einer Auswertung der Kran-
kenkasse CSS vervierfacht. Die Motion lehnt der 
Bundesrat ab. In erster Linie, weil für die geforderte 
erhöhte Kontrolle ein nationales Register notwendig 
wäre. Das hätte eine Kompetenzverschiebung von 
den Kantonen zum Bund zur Folge. Für die kanto-
nalen Vollzugsbehörden hätte dies einen erheblichen 
administrativen Aufwand und entsprechend hohe 
Kosten bei ungewissem Nutzen zur Folge. Der Ein-
fluss von Psychopharmaka auf Todesfälle, Suizide 
und Gewalttaten interessiert Yvette Estermann (SVP/
LU).84 Laut Bund sind keinerlei systematischen Zah-
len erhältlich, wie er in seiner Antwort vom 19. Feb-
ruar ausführt.
Im Auftrag des Bundesrates wird aktuell eine Ge-
samtstrategie zur Weiterentwicklung der IV erarbei-
tet. Die Optimierung der Eingliederung spielt dabei 
eine zentrale Rolle. Unterstützt wird der Bund durch 
die SGK-N mit der Motion «Massnahmen zur Früh-
erfassung von Krankheitsfällen zu entwickeln»85. 
Die Überweisung an den Ständerat war allerdings 
erst möglich, nachdem der Minderheitsantrag aus 

83  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3543 – Motion, Registrie-
rungspflicht für die Verschreibung von Antipsychose-Medikamenten. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaef-
te.aspx?gesch_id=20143543. Zugriff: 28.04.2015.

84  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4113 – Interpellation, Statisti-
ken im Zusammenhang mit Einnahme von Psychopharmaka. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?-
gesch_id=20134113. Zugriff: 28.04.2015.

85  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3661 – Motion, Massnahmen 
zur Früherfassung von Krankheitsfällen gemeinsam entwickeln. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20143661. Zugriff: 28.04.2015.

86  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4060 – Motion, Unnötige 
IV-Renten vermeiden. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134060. Zugriff: 28.04.2015.

87  Canton de Vaud, Conseil d’Etat. Réponse du conseil d’Etat à l’interpellation Céline Ehrwein Nihan– Prévention du suicide: 
néglige-t-on nos aînés? http://www.publidoc.vd.ch/guestDownload/direct/Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE.pdf? 
path=/Company%20Home/VD/CHANC/SIEL/antilope/objet/CEGC/R%C3%A9ponse%20du%20CE/2014/03/460858_14_
INT_235_Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE_20140612_1138296.pdf. Zugriff: 28.04.2015. 
Canton de Vaud, Conseil d’Etat. Rapport du conseil d’Etat au grand conseil sur le postulat Grégory Devaud «Le suicide des 
jeunes, quelle prévention dans notre canton?» http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/ 
2012-2017/114_Texte_CE.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143543
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143543
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134113
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134113
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143661
http://www.publidoc.vd.ch/guestDownload/direct/Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE.pdf?path=/Company%20Home/VD/CHANC/SIEL/antilope/objet/CEGC/R%C3%A9ponse%20du%20CE/2014/03/460858_14_INT_235_Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE_20140612_1138296.pdf
http://www.publidoc.vd.ch/guestDownload/direct/Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE.pdf?path=/Company%20Home/VD/CHANC/SIEL/antilope/objet/CEGC/R%C3%A9ponse%20du%20CE/2014/03/460858_14_INT_235_Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE_20140612_1138296.pdf
http://www.publidoc.vd.ch/guestDownload/direct/Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE.pdf?path=/Company%20Home/VD/CHANC/SIEL/antilope/objet/CEGC/R%C3%A9ponse%20du%20CE/2014/03/460858_14_INT_235_Texte%20adopt%C3%A9%20par%20CE_20140612_1138296.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/114_Texte_CE.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/114_Texte_CE.pdf
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Punkte zu identifizieren und zu sichern. Das Wallis 
kümmert sich spezifisch um suizidgefährdete Homo-
sexuelle.88 An zweiter Stelle steht der Arbeitsplatz-
erhalt von psychisch Erkrankten, wo entspre- 
chende Vorstösse Massnahmen von der Regierung 
fordern. Die Regierungen sowohl in Luzern wie auch 
in Basel-Stadt gelangen zum Schluss, dass die ver-
waltungsinternen Massnahmen wie Sensibilisierung, 
Case-Management und Weiterbildung funktionieren 
und daher ausreichen.89 Der Kanton Luzern prüft zu-
dem, wie die betriebliche Gesundheitsförderung ver-
stärkt werden kann, indem sie innerhalb der Verwal-
tung koordiniert und optimiert wird. Die kantonale 
Fachstelle Gesundheitsförderung plant zudem einen 
Leitfaden KMU zur Früherkennung von psychischen 
Problemen mit konkreten Handlungshilfen.

88  Canton du Valais, Grand Conseil. Interpellation, Suizidprävention bei den jungen LGBTs: Welche Massnahmen hat der 
Staatsrat getroffen? http://www.vs.ch/Data/vos/docs/2014/04/2014.05_INT_2.0032_Suizidprävention_ENT.pdf. Zugriff: 
28.04.2015.

89  Kanton Luzern, Regierungsrat. Antwort auf Anfrage. http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/a_473_ 
antwort.pdf. Zugriff: 28.04.2015. 
Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Anzug Martina Saner und Konsorten betreffend Arbeitsplatzerhalt von «schwierigen» 
Mitarbeitenden in der Verwaltung Basel-Stadt (Arbeit vor Rente). http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/
datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200105103. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/a_473_antwort.pdf
http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/a_473_antwort.pdf
http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200105103
http://www.grosserrat.bs.ch/de/geschaefte-dokumente/datenbank?such_kategorie=1&content_detail=200105103
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6 Themenbereich Alkohol und Tabakprävention

Bund
Aufgrund der Kontroverse um die Ausbeutebesteue-
rung wird die Totalrevision des Alkoholgesetzes  
(Spirituosensteuergesetz und Alkoholhandelsgesetz) 
das Parlament auch noch im Jahr 2015 beschäfti-
gen.90 Die WAK-S kippte im Herbst den Artikel er-
satzlos aus der Vorlage. Von einem Mindestpreis für 
alkoholische Getränke wird weiterhin abgesehen – 
der Ständerat ist in diesem Punkt schliesslich dem 
Nationalrat gefolgt. Einzig das Nachtverkaufsverbot 
hatte im Ständerat Bestand. Wegen dieser Differenz 
muss sich der Nationalrat nochmals mit der Revision 
beschäftigen. Auch die Ausbeutebesteuerung wird 
nochmals thematisiert. Die WAK-N beauftragte An-
fang 2015 die Verwaltung erneut, Alternativen auszu-
arbeiten. Die Beratung der Vorlage soll im zweiten 
Quartal 2015 fortgesetzt werden.
Verschiedene Vorstösse zielten auf die Folgen des 
Alkoholkonsums, wobei der CVP kein Erfolg beschie-
den war. Barbara Schmid-Federers Motion «Früh-
erkennung von Alkoholmissbrauch bei Jugendli-
chen»91 hatte in der Sommersession keine Chance. 
Mit 52 zu 116 Stimmen lehnte der Nationalrat die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für eine er-
weiterte Meldebefugnis zur Prävention des Alko-
holmissbrauchs Jugendlicher ab. Die Zürcher CVP- 
Nationalrätin erhielt fast nur Unterstützung aus der 
eigenen Partei. Die Regelung hätte vorgesehen, dass 
Amtsstellen sowie Fachleute im Erziehungs-, Sozial-, 
Gesundheits-, Justiz- und Polizeiwesen eine drohen-
de Alkoholsucht bei Kindern und Jugendlichen mel-

den. Ebenfalls abgelehnt wurde ein nächtliches  
Alkoholverbot im öffentlichen Verkehr, das nicht ein-
mal in der eigenen Partei eine Mehrheit im National-
rat fand (24 zu 151 Stimmen). Auch die Freigabe des 
Alkoholverkaufs auf Autobahnraststätten – eine 
SVP-Motion – wurde mit 83 zu 100 Stimmen nicht  
unterstützt.92

Mehr Erfolg hatte das Postulat der SGK-N. Der  
Nationalrat stimmte stillschweigend der «Evalua tion 
der Kostendeckung von Ausnüchterungszellen»93 zu. 
Der Bundesrat muss nun in einem Bericht auf zeigen, 
mit welchen Mitteln und auf welcher Rechtsebene 
die Forderung nach Kostendeckung der Benutzung 
von Ausnüchterungszellen durch die Verursacherin-
nen und Verursacher bzw. ihre gesetzlichen Vertre-
terinnen und Vertreter erreicht werden kann. In die 
gleiche Richtung zielt die Parlamentarische Initiative 
von Toni Bortoluzzi (SVP/ZH), deren Behandlungs-
frist in der Sommersession 2014 für zwei Jahre  
verlängert worden ist und die eine Änderung des  
Krankenversicherungsgesetzes (KVG) vorsieht. Die 
medizinische Notversorgung soll immer dann selbst 
bezahlt werden müssen, wenn diese durch exzessi-
ven Alkohol- oder Drogenkonsum selbstverschuldet 
verursacht wird. Die Krankenversicherung und da-
mit die Allgemeinheit sollen entlastet werden. Auch 
sollen die Kosten des Aufenthalts in einer Ausnüch-
terungszelle durch die Verursacherin bzw. den Ver-
ursacher getragen werden.
Die SGK-N unterstützte im August die parlamentari-
sche Initiative «Gesetzliche Rahmenbedingungen für 

90  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.020 – Geschäft des Bundes-
rates Alkoholgesetz. Totalrevision. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20120020.  
Zugriff: 28.04.2015.

91  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3154 – Motion, Früh erkennung 
von Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133154. 
Zugriff: 28.04.2015.

92  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.4158 – Motion, Alkoholaus-
schank auf Autobahn-Nebenanlagen und -Rastplätzen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20124158. Zugriff: 28.04.2015.

93  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4007 – Postulat, Evaluation 
der Kostendeckung von Ausnüchterungszellen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20134007. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133154
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124158
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20124158
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134007
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134007
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über Verkaufsstellen, die Alkohol oder Tabak an Min-
derjährige abgeben, beschäftigen in Basel-Stadt 
sowohl die SVP wie auch die EVP.96 Letztere stellt 
zudem Fragen zum Sirupartikel (mindestens ein Ge-
tränk muss billiger sein als Alkohol). Aufgrund eige-
ner Beobachtungen an einer Veranstaltung verlangt 
die junge CVP die Einführung eines solchen für das 
Wallis.97 Die Regierung lehnte ab, denn im Kanton 
existiert seit 2004 ein entsprechender Gesetzesarti-
kel. Um Sirup geht es auch in der Waadt. Die jungen 
Liberalen wehren sich unter dem Titel «Du sirop à 
l’apéro? Non!»98 gegen das nächtliche Alkoholver-
kaufsverbot. Chancenlos war ein Vorstoss der CVP 
im Kanton Luzern für ein Verbot von Alkoholkonsum 
auf öffentlichen Plätzen.99

Mit dem Aargau hat ein weiterer Kanton eine Tabak-
präventionsstrategie beschlossen (2014–2019). Ne-
ben den drei strategischen Säulen – Einstieg verhin-
dern, Schutz vor Passivrauch und die Förderung und 
Unterstützung des Ausstiegs – sind Ziele wie rauch-
freie Kinderspielplätze oder «1. Lehrjahr rauch-
frei»100 definiert worden. Auch Solothurn, St. Gallen, 
Uri, Zug und Zürich haben ähnliche Programme ein-
geführt. Als einer von wenigen Kantonen kennt die 
Waadt ein Tabakwerbeverbot im öffentlichen Raum. 
Aufgrund der neuen technologischen Möglichkeiten 
befürchtet die SP nun ein Unterlaufen der Bestim-
mungen und fordert ein Werbeverbot am Verkaufs-
punkt.101 Die SP verlangt zudem von der Regierung, 
dass sie Aus wege aus der wirtschaftlichen Abhän-
gigkeit von der Tabakindustrie aufzeigt.

den Vertrieb von Snus schaffen»94. Die überwiegend 
wirtschaftlich geprägte Argumentation von Lukas 
Reimann (SVP/SG) hat die Kommissionsmitglieder 
offenbar überzeugt. Das Produktions- und Verkaufs-
verbot von Snus führe zu einer Diskriminierung der 
inländisch produzierenden Industrie und schade 
hauptsächlich dem Wirtschaftsstandort Schweiz. 
Insbesondere werden – nachdem der Konsum wei-
terhin boomt – neue Arbeitsplätze verhindert und 
damit letztlich eine zusätzliche Wertschöpfung in der 
Schweiz. Die Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Ständerates wird sich im Februar 
2015 zum Vorstoss äussern.
Neben dem Kautabak Snus beschäftigte auch die 
e-Zigarette das Parlament. Mehrere Anfragen be-
trafen die gesetzliche Regelung und die Einschät-
zung der Gesundheitsschädlichkeit. Der Bundesrat 
erledigte diese und verwies auf die laufenden Dis-
kussionen im Rahmen des neuen Tabakprodukte-
gesetzes. Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 
2015 über das weitere Vorgehen entscheiden und 
lässt gegebenenfalls eine Botschaft erarbeiten. 

Kantone/Städte
In den Kantonen sorgen sich die Vertreterinnen und 
Vertreter fast aller Parteien um die Umsetzung der 
Alkoholgesetzgebung. So verlangt die SP die Ein-
führung von Alkoholtestkäufen im Jura. Die bereits 
Ende 2013 eingereichte Motion wurde allerdings im 
Oktober im Kantonsparlament abgelehnt.95 Testkäu-
fe, oder viel mehr die fehlenden Sanktionen gegen-

 94  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.438 – Parlamentarische  
Initiative, Gesetzliche Rahmenbedingungen für den Vertrieb von Snus schaffen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/
geschaefte.aspx?gesch_id=20130438. Zugriff: 28.04.2015.

 95  République et Canton du Jura. Parlement. Postulats. http://www.jura.ch/PLT/Interventions-parlementaires/Motions.
html. Zugriff: 28.04.2015.

 96  Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Interpellation Nr. 36 (Mai 2014) betreffend straffreier Verkauf von Alkohol und Tabak-
waren an Minderjährige. http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100377/000000377860.pdf. Zugriff: 28.04.2015. 
Kanton Basel-Stadt, Grosser Rat. Interpellation Nr. 39 (Mai 2014) betreffend Eindämmung von Jugendalkoholismus.  
http://www.grosserrat.bs.ch/dokumente/100377/000000377869.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

 97  Kanton Wallis, Grosser Rat. Wollen wir den Alkoholkonsum fördern? http://www.vs.ch/Data/vos/docs/2014/10/
DEP_2014.06_POS_4.0108_Alkoholkonsum.pdf?Language=de. Zugriff: 28.04.2015.

 98  Jeunes libéraux radicaux, Vaud. Pétition cantonale. Du sirop à l’apéro? Non! http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/ 
organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_PET_025_d%C3%A9p%C3%B4t.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

 99  Kanton Luzern, Kantonsrat. Motion über Rayonverbote für den Alkoholkonsum und das offene Mitführen von Alkohol auf 
zentralen öffentlichen Plätzen. http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/m_270.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

100  Kanton Aargau. 1. Lehrjahr rauchfrei. http://www.1-lehrjahr-rauchfrei.ch/. Zugriff: 28.04.2015.
101  Canton de Vaud, Grand Conseil. Interpellation, Interdiction totale de la publicité pour les produits du tabac: cohérence…? 

http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_INT_321_D%C3%A9p%C3%B4t_
new.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
http://www.vs.ch/Data/vos/docs/2014/10/DEP_2014.06_POS_4.0108_Alkoholkonsum.pdf?Language=de
http://www.vs.ch/Data/vos/docs/2014/10/DEP_2014.06_POS_4.0108_Alkoholkonsum.pdf?Language=de
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_PET_025_d%C3%A9p%C3%B4t.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_PET_025_d%C3%A9p%C3%B4t.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_INT_321_D%C3%A9p%C3%B4t_new.pdf
http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/gc/fichiers_pdf/2012-2017/14_INT_321_D%C3%A9p%C3%B4t_new.pdf
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7  Weitere Themen im Bereich Prävention  
(Prävention allgemein)

Auch ausserhalb der zentralen Themenfelder von 
Gesundheitsförderung Schweiz wurden Vorstösse 
und Geschäfte im Themenbereich Gesundheitsför-
derung und Prävention behandelt. Nachfolgend 
werden ausgewählte Geschäfte der nationalen Ebe-
ne aufgeführt.
Beim Auftritt der Schweiz an der Expo Milano 2015, 
die vom 1. Mai bis 31. Oktober stattfindet, soll sicher- 
gestellt werden, dass die verschiedenen nationalen 
Programme und Strategien namentlich im Bereich 
Ernährung und Gesundheit berücksichtigt werden. 
In seiner Interpellationsantwort an Matthias Aebi-
scher (SP/BE) legt der Bundesrat dar, dass dies der 
Fall ist.102 So soll im Schweizer Pavillon der verant-
wortungsvolle Umgang mit Lebensmitteln themati-
siert werden. Ebenso wie die Problematik von 
Fehler nährung und Inaktivität. Zudem wird auf die 
gesundheitliche Bedeutung einer ausgewogenen 
Ernährung in der Krankheitsprävention hingewie-
sen. Ein Fokus wird auch auf Diversität, Saisonalität 
und Regionalität von Nahrungsmitteln sowie die 
Nachhaltigkeit der schweizerischen Land- und Er-
nährungswirtschaft gelegt.
In einer am 13. März 2014 eingereichten Anfrage ge-
riet Gesundheitsförderung Schweiz in die poli tische 
Debatte. Bruno Pezzatti (FDP/ZG) verlangte Aus-
kunft über ein «Fragwürdiges Arbeitspapier der Ge-
sundheitsförderung Schweiz».103 Konkret ging es um 
die Broschüre «Das gescheiterte Präventions-
gesetz: ein Lehrstück».104 Die Publikation wurde als 

Geld verschwendung bezeichnet und der Bundesrat 
an geregt, das Budget der Stiftung künftig um  
die Produktionskosten im Sinne einer Sparmass-
nahme zu kürzen. Der Bundesrat stellt sich hinter 
das Arbeitspapier und betont, dass die Stiftung  
Gesundheitsförderung Schweiz die Erfahrungen 
beim gescheiterten Gesetzgebungsverfahren für 
Prävention und Gesundheitsförderung mit kriti-
schem und selbstkritischem Blick aufgearbeitet 
habe. Da das Budget der Stiftung Gesundheits-
förderung Schweiz nicht vom Bundesrat, sondern 
vom Stiftungsrat selbst festgelegt wird, weist er  
darauf hin, dass er die Produktionskosten von ins-
gesamt rund 35 000 Franken nicht als Sparmass-
nahme vorschlagen könne.
Kritik gab es für die neue Kampagne des Bundes-
amtes für Gesundheit gegen HIV und andere sexuell 
übertragbare Krankheiten. Die provokative und  
explizite Aufmachung der Kampagne «Love Life – 
bereue nichts»105 hat insbesondere bei Vertrete-
rinnen und Vertretern der CVP, EVP und SVP teil-
weise heftige Ablehnung hervorgerufen. Martin 
Candinas macht den Bundesrat zudem darauf auf-
merksam, dass die Kommunikationsmittel nicht auf 
Rätoromanisch vorlägen. Alain Berset bedauerte 
dies in seiner Antwort auf die entsprechende Frage 
und versprach im Sommer eine teilweise Überset-
zung.106

Als prioritäres Thema in der Strategie «Gesundheit 
2020» ist die Prävention von Krebserkrankungen in 

102  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.4208 – Interpellation, Die 
Schweiz an der Weltausstellung 2015 in Mailand. Ernährung und Gesundheit. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/
geschaefte.aspx?gesch_id=20134208. Zugriff: 28.04.2015.

103  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.1003 – Anfrage, Gesundheits-
förderung Schweiz. Fragwürdiges Arbeitspapier. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20141003. Zugriff: 28.04.2015.

104  Gesundheitsförderung Schweiz. Arbeitspapier 9, Das gescheiterte Präventionsgesetz: ein Lehrstück. http://gesundheits-
foerderung.ch/assets/public/documents/1_de/d-ueber-uns/5-downloads/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeven-
tionsgesetz.pdf. Zugriff: 28.04.2015.

105  Bundesamt für Gesundheit (BAG). Love Life – bereue nichts. http://www.lovelife.ch/de/. Zugriff: 28.04.2015.
106  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.5281 – Fragestunde. Frage, 

Benötigen die Rätoromanen keine HIV-Prävention? http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20145281. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134208
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20134208
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20141003
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20141003
http://gesundheitsfoerderung.ch/assets/public/documents/1_de/d-ueber-uns/5-downloads/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeventionsgesetz.pdf
http://gesundheitsfoerderung.ch/assets/public/documents/1_de/d-ueber-uns/5-downloads/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeventionsgesetz.pdf
http://gesundheitsfoerderung.ch/assets/public/documents/1_de/d-ueber-uns/5-downloads/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeventionsgesetz.pdf
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20145281
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20145281
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dem Schweizervolk die freie Arzt- und Spitalwahl 
ist, hat im Juni 2012 das eindeutige Nein zur Mana-
ged-Care-Vorlage gezeigt.

Kantone/Städte
Die Einführung von Brustkrebs-Screenings ist durch 
die Empfehlung des Swiss Medical Boards (Abraten 
von systematischen Screenings) im Februar 2014 
ins Stocken geraten. Basel-Landschaft hat ein Pro-
gramm für Frauen zwischen 50 und 70 Jahren trotz-
dem unterstützt. Der Kanton Uri hat das Mammo-
graphie-Screening hingegen abgelehnt, und zwar in 
erster Linie, weil der Kanton Luzern das Vorhaben 
aufgrund der Empfehlung sistiert hat. Der Urner 
Entscheid ist somit eine Folge der Vernetzung im  
Gesundheitswesen. Im Moment gibt es in den fol-
genden Kantonen Brustkrebs-Screenings: Bern, 
Basel-Stadt, Freiburg, Genf, Graubünden, Jura, 
Neuenburg, St. Gallen, Tessin, Thurgau, Waadt und 
Wallis.
Seit Mitte 2013 übernimmt die obligatorische Kran-
kenpflegeversicherung die Darmkrebs-Früherken-
nung bei 50- bis 69-Jährigen. Im Jura verlangt die 
FDP nun die Einführung eines Dickdarmkrebs- 
Screenings.109 Mit Zürich hat ein weiterer Kanton ein 
Krebsregistergesetz verabschiedet.110

Auch bei seit Längerem bestehenden Präventions-
programmen gibt es immer wieder Versuche,  
die Attraktivität zu steigern. In Genf verlangt die SP 
mehr HIV-Prävention und Gratis-HIV-Tests.111 Gegen 
den Widerstand der Regierung ist der Vorstoss 
überwiesen worden. Eine ähnliche Forderung  
lanciert die Grüne Partei in der Stadt Zürich. Sie 
verlangt die kostenlose Abgabe von Kondomen in 

der politischen Agenda weiterhin prominent vertre-
ten. Der Nationalrat stimmte einer weiteren Frist-
verlängerung der Parlamentarischen Initiative von 
Bea Heim (SP/SO) für ein nationales Krebsregister 
bis zur Frühjahrssession 2016 zu.107 Drei Vorstösse  
zur Krebsfrüherkennung (neben Bea Heim von Yves 
Guisan, FDP/VD, und Thérèse Meyer-Kaelin, CVP/
FR) wurden ebenfalls verlängert. 
In der Wintersession verlangte Ruth Humbel (CVP/
AG) unter dem Titel «Prävention und Leistungssteue-
rung in der Krankenversicherung»108 einen Bericht, 
wie sich ein Systemwechsel vom Kostenrückerstat-
tungs- zum Naturalleistungsprinzip analog dem Un-
fallversicherungsgesetz (UVG) auswirken würde. 
Hintergrund ist ein Argument aus dem Abstim-
mungskampf um die Einheitskasse, gemäss dem die 
Präventionsmassnahmen sowie die Leistungssteue- 
rung der Suva als vorbildlich bezeichnet wurden. 
Insbesondere die Wirkung einer besseren Steue-
rung der Leistungen durch die Krankenversicherer 
sowie ein grösseres Engagement im Bereich der 
Präven tion durch die Krankenversicherer soll der 
Bundesrat aufzeigen. Wie das Postulat ausführt, 
dürfen nach KVG Massnahmen der Prävention nur 
ganz begrenzt finanziert werden und eine Leis-
tungssteuerung ist praktisch ausgeschlossen. Der 
Bundesrat lehnte im Dezember einen Systemwech-
sel ab, unter anderem mit der Begründung, dass die 
Erstattungsprinzipien im Bereich des UVG und des 
KVG aus gutem Grunde unterschiedlich sind und 
nicht einfach auf den anderen Sozialversicherungs-
zweig übertragen werden können. Er weist auch da-
rauf hin, dass UVG-Versicherte weder die freie Arzt-
wahl noch die freie Spitalwahl haben. Wie wichtig 

107  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 07.501 – Parlamentarische  
Initiative, Nationales Krebsregister. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070501.  
Zugriff: 28.04.2015.

108  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.3862 – Postulat, Prävention 
und Leistungssteuerung in der Krankenversicherung. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx? 
gesch_id=20143862. Zugriff: 28.04.2015.

109  République et Canton du Jura, Parlement. Motions. http://www.jura.ch/PLT/Interventions-parlementaires/Motions.html. 
Zugriff: 28.04.2015. 

110  Kanton Zürich, Regierungsrat. Antrag, Krebsregistergesetz (KreReG). http://www.kantonsrat.zh.ch/Dokumente/ 
D9df4affe-7a47-4610-b020-6c262407b120/5122.pdf#View=Fit. Zugriff: 28.04.2015.

111  République et Canton de Genève, Grand Conseil. Proposition de motion, pour une meilleure prévention du VIH, pour la 
gratuité du test VIH. http://ge.ch/grandconseil/data/texte/M02184.pdf. Zugriff: 28.04.2015.
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http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20143862
http://www.kantonsrat.zh.ch/Dokumente/D9df4affe-7a47-4610-b020-6c262407b120/5122.pdf#View=Fit
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Bars.112 Auch hier beantragt die Regierung eine Ab-
lehnung.
Im Aargau wurden im Herbst erstmals in Apotheken 
Grippeimpfungen durchgeführt.113 In anderen Kanto-
nen, etwa Zürich, wird eine ähnliche Erweiterung der 
Kompetenzen für Apothekerinnen und Apotheker 
ebenfalls diskutiert.
Wie ein Präventionsthema in verschiedenen Kanto-
nen ein Echo findet, zeigt das Beispiel der obligatori-
schen Zahngrundversicherung. Im Kanton Freiburg 
verlangt die SP deren Einführung. Vorbild ist die 
Waadt, wo bereits eine Volksinitiative eingereicht 
worden ist. Ähnliche Überlegungen gibt es auf parla-
mentarischer Ebene auch in Genf, Neuenburg und 
Zürich.

112  Stadt Zürich, Gemeinderat. Postulat, Kostenlose Abgabe von Kondomen in den Nachtclubs und Bars. http://www.gemein-
derat-zuerich.ch/geschaefte/detailansicht-geschaeft?gId=7de524e0-dc6f-46c0-aa48-5ca24e162137. Zugriff: 28.04.2015.

113  Kanton Aargau, Grosser Rat. Interpellation, Grippeimpfungen im Herbst 2014 auch in Apotheken. http://www.ag.ch/gross-
rat/iga_grw_ges.php?GesNr=877728&AbfDetailNew=1. Zugriff: 28.04.2015.

http://www.gemeinderat-zuerich.ch/geschaefte/detailansicht-geschaeft?gId=7de524e0-dc6f-46c0-aa48-5ca24e162137
http://www.gemeinderat-zuerich.ch/geschaefte/detailansicht-geschaeft?gId=7de524e0-dc6f-46c0-aa48-5ca24e162137
http://www.ag.ch/grossrat/iga_grw_ges.php?GesNr=877728&AbfDetailNew=1
http://www.ag.ch/grossrat/iga_grw_ges.php?GesNr=877728&AbfDetailNew=1
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8  Ausblick auf die anstehenden Geschäfte  
(Ebene Bund)

Der Bundesrat wird weiter an der Umsetzung der in 
der Gesamtschau «Gesundheit2020»114 skizzierten 
Massnahmen arbeiten. Der Bericht wurde am 23. Ja-
nuar 2013 vom Bundesrat verabschiedet. Der Bun-
desrat will u. a. die Prävention und die Gesundheits-
förderung verbessern. Eine besondere Rolle kommt 
in seinen Augen dabei der betrieblichen Gesundheits-
förderung zu. Einen weiteren Schwerpunkt legt er bei 
der Förderung der psychischen Gesundheit und Ver-
besserung der Vorbeugung und Früherkennung psy-
chischer Krankheiten. Der Bundesrat möchte 2015 
seinen Bericht zur nationalen Strategie zur Präven-
tion von nichtübertragbaren Krankheiten vorlegen.
Die politische Diskussion rund um die 6. IV-Revision 
wird durch die Behandlung der Motion von Urs 
Schwaller (CVP/FR) «Eine nachhaltige Sanierung der 
Invalidenversicherung ist dringend notwendig» wei-
tergeführt.115 Der Vorstoss von Urs Schwaller wurde 
2014 in Übereinstimmung mit dem Bundesrat gutge-
heissen. Die Motion fordert unter anderem verstärk-
te Massnahmen zur Eingliederung und zum Verbleib 
im Arbeitsmarkt – insbesondere für Menschen mit 
psychischen Behinderungen. 
Die Totalrevision des Alkoholgesetzes (Spirituosen-
steuergesetz und Alkoholhandelsgesetz) wird das 
Parlament auch 2015 beschäftigen.116 Dabei werden 
die Differenzen im Bereich Prävention (Nachtver-
kaufsverbot) diskutiert werden. Zudem werden sich 

die Räte mit der Frage nach dem künftigen Steuer-
system auseinandersetzen. Die Absicht ist klar: Die 
einheimischen Produzenten sollen bevorzugt behan-
delt werden. Ob diese Pläne aber verfassungskon-
form und ohne Verletzung von internationalen Ver-
trägen umgesetzt werden können, ist fraglich.
Der Bundesrat wird mit der Umsetzung der Volksini-
tiative «Gegen Masseneinwanderung» stark gefor-
dert sein. Die gleichlautenden Motionen der jeweili-
gen Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur «Massnahmen zur Linderung des Fachkräfte-
mangels aufgrund der neuen Ausgangslage»117  
sollen dabei Wege aufzeigen, wie die geplante 
Fachkräfte initiative in Schwung kommen könnte. Die 
Kommissionen wollen wissen, wie bereits getroffene 
Massnahmen zur Linderung des Fachkräftemangels 
angepasst oder intensiviert werden können. Na-
mentlich geht es um die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und die Integration älterer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer.
Vielleicht wird in der Schweiz künftig Snus (Kau-
tabak) produziert und verkauft werden. Die Kom-
mission für soziale Sicherheit und Gesundheit des 
Ständerates wird sich im Februar 2015 mit der parla-
mentarischen Initiative von Lukas Reimann (SVP/SG) 
«Gesetzliche Rahmenbedingungen für den Vertrieb 
von Snus schaffen»118 beschäftigen. Die Kommission 
des Nationalrats hatte dem Vorstoss ohne Gegen-

114  Eidgenössisches Departement des Innern (EDI). Die gesundheitspolitischen Prioritäten des Bundesrates, Gesundheit2020. 
http://www.bag.admin.ch/gesundheit2020/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Z-
n4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCLdIF4gWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--. Zugriff: 28.04.2015.

115  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 11.030 – Geschäft des Bundes-
rates, 6. IV-Revision. Zweites Massnahmenpaket. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20110030. Zugriff: 28.04.2015. 
Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.3990 – Motion, Eine nachhal-
tige Sanierung der Invalidenversicherung ist dringend notwendig. http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20133990. Zugriff: 28.04.2015.

116  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 12.020 – Geschäft des Bundes-
rates, Alkoholgesetz. Totalrevision. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20120020.  
Zugriff: 28.04.2015.

117  14.3009, Motion WBK-S: Massnahmen zur Linderung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage und 
14.3380, Motion WBK-N: Massnahmen zur Linderung des Fachkräftemangels aufgrund der neuen Ausgangslage

118  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 13.438 – Parlamentarische  
Initiative, Gesetzliche Rahmenbedingungen für den Vertrieb von Snus schaffen. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/
geschaefte.aspx?gesch_id=20130438. Zugriff: 28.04.2015

http://www.bag.admin.ch/gesundheit2020/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCLdIF4gWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.bag.admin.ch/gesundheit2020/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCLdIF4gWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20110030
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http://www.parlament.ch/d/suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133990
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20130438
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stimme zugestimmt. Falls die SGK-S ebenfalls zu-
stimmt, würde Snus im Rahmen des neuen Tabak-
produktegesetzes legalisiert. Ebenfalls in diesem 
Kontext wird das Parlament über die Behandlung 
der e-Zigarette debattieren.
Bundesrat und Parlament werden die Motion von 
Christian Lohr (CVP/TG) «Ein Schulobstprogramm 
für die Schweiz»119 behandeln. Der Vorschlag grün-
det auf einem erfolgreichen Programm der EU. Da 
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamenta- 
rier aus den verschiedensten Parteien den Vorstoss 
mitunterzeichneten, dürfte die Motion überwiesen 
werden.
2015 wird die parlamentarische Initiative «Prämien-
befreiung für Kinder»120 von Ruth Humbel (CVP/AG)  
wieder traktandiert werden. Im August 2014 wurde 
ein Vorentwurf in der SGK-N als Grundlage disku-
tiert. Die Subkommission «KVG» hat den Auftrag er-
halten, eine kostenneutrale Variante zu erarbeiten. 
Kosten- bzw. Budgetneutralität muss auch für Ge-
sundheitsförderung Schweiz erreicht werden: Der 
jährliche Beitrag pro Einwohnerin und Einwohner von 
CHF 2.40 muss gewährleistet bleiben, damit die er-
folgreichen Programme im Bereich Prävention und 
Gesundheitsförderung weitergeführt werden können.

119  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 14.4197 – Motion, Ein Schul-
obstprogramm für die Schweiz. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20144197.  
Zugriff: 28.04.2015.

120  Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament. Curia Vista – Geschäftsdatenbank, 10.407 – Parlamentarische 
Initiative, Prämienbefreiung für Kinder. http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20100407. 
Zugriff: 28.04.2015.
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Anhang: Glossar – Vorstossarten und ihre  
Implikationen (Ebene Bund)
Quelle:  Parlamentswörterbuch des Bundes, online 
aufrufbar unter http://www.parlament.ch/D/WISSEN/ 
PARLAMENTS-WOERTERBUCH/Seiten/default.aspx

Anfrage
Wie mit der Interpellation können Mitglieder des 
Parlaments mit der Anfrage Auskunft über Angele-
genheiten des Bundes verlangen. Der Bundesrat  
beantwortet die Anfragen. Die Antwort des Bundes-
rates ist an das einzelne Parlamentsmitglied gerich-
tet. Eine Anfrage wird im Rat nicht behandelt.

Fragestunde
Die Fragestunde dient der Behandlung aktueller 
Fragen. Während der Fragestunde erhalten Ratsmit-
glieder vor dem gesamten Rat mündlich Auskunft 
vom Bundesrat. Jeweils die zweite und die dritte 
Sessionswoche wird mit einer Fragestunde eröffnet, 
die höchstens 90 Minuten dauert. Eine Fragestunde 
kennt nur der Nationalrat.

Interpellation
Mit der Interpellation können die Mitglieder der Bun-
desversammlung Auskunft über wichtige Ereignisse 
oder Probleme der Aussen- oder Innenpolitik oder 
der Verwaltung verlangen. Die Räte können Interpel-
lationen als dringlich erklären. Der Bundesrat be-
antwortet die Interpellation in der Regel während 
der folgenden Session. Die Antwort ist an den jewei-
ligen Rat als Ganzem gerichtet. Über die Antwort 
kann der Rat diskutieren.

Motion
Die Motion beauftragt den Bundesrat, einen Er-
lassentwurf vorzulegen oder eine Massnahme zu 
treffen. Die Motion wird von einem oder mehreren 
Ratsmitgliedern unterzeichnet. Wenn der Rat der 
Motionärin oder des Motionärs und anschliessend 
auch der andere Rat der Motion zustimmen, gilt sie 
als an den Bundesrat überwiesen. Der Zweitrat kann 
auf Antrag der vorberatenden Kommission oder des 
Bundesrates Änderungen am Text vornehmen. Über 

die Änderungen des Zweitrates beschliesst der Erst-
rat nochmals, ohne selber Änderungen vornehmen 
zu dürfen.

Parlamentarische Initiative
Mit der parlamentarischen Initiative kann ein Rats-
mitglied den Entwurf zu einem Erlass der Bundes-
versammlung oder die Grundzüge eines solchen  
Erlasses einreichen oder anregen. Eine parlamenta-
rische Initiative ist nicht mehr möglich, wenn zum 
gleichen Gegenstand bereits eine Vorlage unterbrei-
tet worden ist. Bevor eine Kommission dem Rat ei-
nen Erlassentwurf unterbreiten darf, bedarf es der 
Zustimmung der Kommission des anderen Rates 
oder es bedarf der Zustimmung beider Räte.

Petition
Mittels Petitionen kann jede Person Bitten an die  
Behörden richten. Der Begriff Petition umfasst Vor-
schläge, Kritiken oder Beschwerden. Alle diese Be-
gehren an die Behörden werden auch als Eingaben 
bezeichnet.

Postulat
Das Postulat beauftragt den Bundesrat, zu prüfen 
und Bericht zu erstatten, ob der Entwurf zu einem 
Erlass der Bundesversammlung vorzulegen oder 
eine Massnahme zu treffen ist. Mit einem Postulat 
kann ein Ratsmitglied auch einen Bericht über einen 
anderen Gegenstand verlangen. Zur Überweisung 
eines Postulats an den Bundesrat ist die Zustim-
mung des anderen Rates nicht erforderlich.

http://www.parlament.ch/D/WISSEN/PARLAMENTSWOERTERBUCH/Seiten/default.aspx
http://www.parlament.ch/D/WISSEN/PARLAMENTSWOERTERBUCH/Seiten/default.aspx
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